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1. Teilnehmer

Die 56. Vollversammlung fand vom 2. bis 4. Juni 2009 in
Paris statt. Der Deutsche Bundestag entsandte die fol-
gende Delegation:

Abg. Gerd Hofer (SPD), Leiter der Delegation

Abg. Eduard Lintner (CDU/CSU), stellv. Leiter der De-
legation

Abg. Ulrich Adam (CDU/CSU)
Abg. Kurt Bodewig (SPD)

Abg. Hubert Deittert (CDU/CSU)
Abg. Axel E. Fischer (CDU/CSU)
Abg. Joachim Hérster (CDU/CSU)
Abg. Harald Leibrecht (FDP)

Abg. Rainder Steenblock (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Il Zusammenfassung

Schwerpunkte der Beratung waren die laufenden militéri-
schen und zivilen Operationen im Rahmen der Europdi-
schen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP), die
europdische Strategie in Afghanistan, die Rolle der Euro-
pédischen Union (EU) bei der Bekdmpfung der Seerdube-
rei und die europdischen Programme zur Entwicklung

und Herstellung gepanzerter Fahrzeuge. Auflerdem be-
schéftigte sich die Versammlung mit den Auswirkungen
der politischen Situation im Nahen Osten auf die européi-
sche Sicherheit.

Botschafter Dr. Clemens von Gotze, Stindiger Vertreter
bei der Westeuropédischen Union (WEU), deutscher Ver-
treter im Politischen und Sicherheitspolitischen Komitee
der Europdischen Union, und Leiter der politischen Ab-
teilung der Stindigen Vertretung der Bundesrepublik
Deutschland bei der Europdischen Union in Briissel, rich-
tete als Vertreter der Bundesregierung aus Anlass der
deutschen Ratsprésidentschaft in der WEU im ersten
Halbjahr 2009 das Wort an die Versammlung.

Die WEU V beriet Berichte und verabschiedete Empfeh-
lungen und EntschlieBungen zu den folgenden Themen:

— Neue Moglichkeiten der Zusammenarbeit in der
EU-US-Auflen- und Sicherheitspolitik — Antwort
auf den Jahresbericht des Rates
Berichterstatter: Abgeordneter Jordi Xuclda I Costa
(Spanien)

— Der Krieg in Afghanistan: welche Strategie fiir

Europa?
Berichterstatter: Abgeordneter Jean-Pierre Kucheida
(Frankreich), Abgeordnete Francoise Hostalier
(Frankreich)

— Europiische gepanzerte Fahrzeuge: laufende Pro-
gramme
Berichterstatter: Abgeordneter Axel E. Fischer

(Deutschland), Abgeordnete Tuija Nurmi (Finnland)

— Aus- und Weiterbildung fiir die ESVP: die militéri-
sche Erasmus-Initiative
Berichterstatter: Senator Yves Pozzo die Borgo
(Frankreich)

— Die ESVP und die Zukunft der westlichen Balkan-
staaten — Antwort auf den Jahresbericht des Rates
Berichterstatter: Senator Pedro Agramunt Font de
Mora (Spanien)

— Militiroperationen der Europiischen Union — Ant-
wort auf den Jahresbericht des Rates
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Berichterstatter: Abgeordneter Andrea Rigoni (Ita-
lien), Abgeordneter René Rouquet (Frankreich)

— Die Rolle der Europiischen Union bei der Bekdmp-
fung der Seeriuberei
Berichterstatter: ~ Abgeordneter Kurt Bodewig
(Deutschland), Abgeordneter Aristotelis Pavlidis
(Griechenland) und Abgeordneter Tarmo Kouts (Est-
land)

— Raumfahrtbezogene Lageerkennung
Berichterstatter: Abgeordneter Edward O’Hara (Ver-
einigtes Konigreich)

Mit folgenden Personlichkeiten fiihrte die Versammlung
Aussprachen durch:

Dr. Clemens von Goetze, Stindiger Vertreter der Bun-
desrepublik Deutschland bei der WEU in Briissel

Vaclav Klaus, Préisident der Tschechischen Republik

Jaap de Hoop Scheffer, Generalsekretdr der Nord Atlan-
tic Treaty Organisation (NATO)

Dimitrios K. Katsoudas, Generalsekretdr fiir Européi-
sche Angelegenheiten im griechischen AuBenministerium

Ana TriSi¢ Babi¢, stellvertretende Au3enministerin Bos-
nien und Herzegowina

Gunnar Lund, Botschafter des Konigreichs Schwedens
in Frankreich

Folgende Ausschiisse tagten wihrend der 56. Vollver-
sammlung:

Verteidigungsausschuss
Politischer Ausschuss

Ausschuss fiir die Beziehungen zu den Parlamenten und
zur Offentlichkeit

Ausschuss fiir Technologie und Raumfahrt
Haushaltsausschuss

Ausschuss fiir Geschéftsordnungsfragen

lll. Schwerpunkte der Beratungen

Ansprache des Prisidenten der Versammlung,
Abgeordneter Robert Walter (Vereinigtes
Kénigreich)

Der Prisident begriiite Delegierte aus Kroatien und Alba-
nien als neue assoziierte Mitglieder der Versammlung.
Hintergrund sei der Beitritt der beiden Lander zur NATO
im April 2009. Er gab einen Uberblick iiber die Themen-
schwerpunkte dieser Vollversammlung und wies darauf
hin, dass die Berichterstatter in aller Regel Erkundungs-
reisen zur Einholung von Informationen fiir ihre Berichte
unternommen hétten. Der Prisident fasste die Aktivitaten
der Versammlung seit der letzten Vollversammlung im
Dezember 2008 zusammen und erinnerte unter anderem
an das Kolloquium zum Thema ,,Zivil-militdrische Zu-

sammenarbeit beim Krisenmanagement®, das am 2. April
2009 im Berliner Reichstagsgebdude stattgefunden habe.
Er selbst habe sich mit NATO-Generalsekretir Jaap de
Hoop Scheffer, dem Prisidenten des Européischen Parla-
ments, Hans-Gert Pottering, und dem Hohen Vertreter fiir
die gemeinsame Auflen- und Sicherheitspolitik der EU,
Javier Solana, getroffen, um Fragen der Européischen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik zu besprechen. Die
bevorstehende Inkraftsetzung des europédischen Reform-
vertrages von Lissabon mache der Versammlung keine
Angst, sondern sie werde sich vielmehr den kommenden
Herausforderungen stellen. Dabei komme der zivil-mili-
tarischen Zusammenarbeit zukiinftig eine Schliisselrolle
zu, wie nicht zuletzt das Kolloquium in Berlin gezeigt
habe.

Ansprache des Botschafters Dr. Clemens von Gotze,
Stindiger Vertreter der Bundesrepublik Deutschland
bei der WEU, deutscher Vertreter im Politischen und
Sicherheitspolitischen Komitee, als Vertreter

der Bundesrepublik Deutschland fiir die deutsche
Ratsprasidentschaft in der WEU im ersten

Halbjahr 2009

Botschafter Dr. Clemens von Gotze fokussierte seine
Ausfiihrungen auf die Entwicklung der ESVP. Seit ihrer
Griindung vor zehn Jahren habe sich ein dynamischer
Prozess entfaltet. Nach den ersten Operationen in Bos-
nien und Herzegowina und in der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien habe es 20 Missionen der
ESVP gegeben, zuletzt die EUFOR-Mission im Tschad.
Daneben engagiere sich die ESVP verstiarkt im zivilen
Bereich, zum Beispiel mit der EUPOL-Mission zum Poli-
zeiaufbau in Afghanistan und mit der Rechtsstaatsmission
EULEX im Kosovo. Insgesamt seien derzeit etwa
2 500 Personen in zivilen europdischen Missionen ttig.
Im Jahr 2007 habe die ESVP den Posten eines zivilen
Missionskommandanten eingerichtet. Inzwischen habe
der Hohe Vertreter fiir die gemeinsame Auflen- und Si-
cherheitspolitik der EU, Javier Solana, seinen Bericht zur
Européischen Sicherheitsstrategie von 2003 vorgelegt.
Danach solle die Strategie von 2003 grundsétzlich weiter
Bestand haben, die ESVP miisse aber neue Herausforde-
rungen, wie Seerduberei, Energiesicherheit, Terrorismus
und Cyber-Sicherheit in ihre Konzepte einbeziehen. Ein
Schwerpunkt fiir die zukiinftige Entwicklung der ESVP
miisse die Verbesserung der Verteidigungs- und Kom-
mandostrukturen sowie die Fahigkeitsentwicklung sein,
denn derzeit gebe es kein abrufbereites Personal, das fiir
Einsdtze zur Verfiigung stehe. Das Personal miisse viel-
mehr zunichst aus nationalen Verwendungen herausge-
16st werden, was bei der Einrichtung von Missionen oft
zu einem Zeitverlust fiihre. Die ESVP sei daher langst
nicht am Ende ihrer Entwicklung angekommen. Durch
die Inkraftsetzung des Reformvertrages von Lissabon
wiirden die Mitgliedstaaten der Europédischen Union zum
ersten Mal durch eine Beistands- und Solidaritétsklausel
verbunden und die Tatigkeit der ESVP werde durch die
Einrichtung eines europidischen auswirtigen Dienstes
sichtbarer gemacht.
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Prisentation und Beratung des Berichts ,,Neue
Moglichkeiten der Zusammenarbeit in der EU-
US-AuBlen- und Sicherheitspolitik®, vorgelegt von
Berichterstatter Abgeordneter Jordi Xucla I
Costa (Spanien)

Der Berichterstatter, Abgeordneter Jordi Xucla I Costa,
begann seine Ausfithrungen mit der Versicherung, dass
das spanische Parlament und die spanische Delegation ih-
ren Verpflichtungen in der Versammlung auch weiterhin
nachkommen wiirden. Im November 2008 sei mit der
Wahl von Barack Obama zum Prisidenten der Vereinig-
ten Staaten eine neue Ara der US-amerikanischen Politik
eroffnet worden. Die Wahl habe auch zu einer neuen
Mehrheit im US-Kongress gefiihrt. Nun sei es an der Zeit
zu priifen, wie sich die neue US-Administration auf die
transatlantische Zusammenarbeit auswirke, die eine lange
Tradition habe und ihren Niederschlag insbesondere in
der NATO, aber auch auf anderen Feldern der Koopera-
tion finde. Nach den Terroranschldgen vom 11. Septem-
ber 2001 hitten die Vereinigten Staaten eine unilaterale
AuBen- und Sicherheitspolitik betrieben, die Auswirkun-
gen auf ihre multilateralen Bezichungen und auf das Pro-
jekt der politischen Stabilisierung Afghanistans gehabt
habe. Eine multilateralere Ausrichtung der US-Politik
werde zu einer wichtigeren Rolle fiir die EU fiihren.
Diese miisse daher priifen, inwieweit sie bei kommenden
internationalen Krisen mit den Vereinigten Staaten zu-
sammenarbeiten konne. Bei mehreren Besuchen in den
Vereinigten Staaten zur Vorbereitung dieses Berichts habe
der Berichterstatter neue Prioritdten in der US-AuB3enpo-
litik wahrgenommen. So setze die US-Administration
jetzt auf einen Dialog mit der Russischen Foderation und
versuche, neue Abriistungsvereinbarungen zu erzielen.
Dies werde wegen der moglichen Auswirkungen auf die
europdische Politik Gegenstand eines Berichts fiir die
57. Vollversammlung im Dezember 2009 sein. Die Verei-
nigten Staaten suchten aulerdem nach einer neuen Strate-
gie fiir Afghanistan unter verstarkter Einbeziehung ziviler
Elemente und der Verbindung militdrischer und ziviler
MaBnahmen. Die Afghanistan-Strategie solle auBerdem
mit der Pakistan-Problematik verkniipft werden. Die Stra-
tegie des Truppenriickzugs aus dem Irak sei bereits fest-
gelegt, obwohl auch dort noch ein ziviler Aufbau erfor-
derlich sei. Die SchlieBung des Gefangenenlagers in
Guantanamo werde von den europdischen Staaten unter-
stiitzt, allerdings bedeute die Bitte der Vereinigten Staa-
ten, einen Teil der Héftlinge aufzunehmen, auch eine stir-
kere Verantwortung Europas. Prisident Barack Obama
habe auch den Nahen Osten wieder zu einem Schwer-
punkt US-amerikanischer Auflenpolitik gemacht. Eine
Anderung sei auch in der Iran-Politik der Vereinigten
Staaten zu verzeichnen, denn zwar gelte immer noch die
Pramisse der Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen,
der Dialog mit dem Iran werde aber verstérkt. Allerdings
seien nach wie vor Sanktionen fiir den Fall vorgesehen,
dass der Dialog nicht zum Erfolg fiihre. Schlielich deute
sich auch eine verdnderte amerikanische Haltung gegen-
iiber Kuba an, wo die mangelnde Einhaltung der Men-
schenrechte zwar immer noch kritisiert werde, sich aber
gleichzeitig eine Offnung der Beziehungen abzeichne.

Die derzeit stattfindenden Raketentests in Nordkorea be-
deuteten nicht nur fiir die US-amerikanische, sondern
auch fiir die européische Politik Verdnderungen.

Lord Anderson of Swansea (Vereinigtes Konigreich)
bezeichnete den vorgelegten Bericht als eine hervorra-
gende Diskussionsgrundlage. Die auBenpolitischen Be-
ziehungen der Vereinigten Staaten wiirden derzeit durch
die Person Barack Obamas dominiert. Der neue amerika-
nische Président habe sich nachdriicklich von der Politik
seines Vorgingers gelost und lege Wert auf politischen
Dialog. Altlasten gebe es aber nach wie vor, beispiels-
weise im Irak und im Nahen Osten. Der in Europa in den
letzten Jahren vorherrschende vermeintliche Antiameri-
kanismus habe sich inzwischen als Gegnerschaft zu der
Politik der Administration Georg W. Bushs herausge-
stellt. Jetzt miisse sich zeigen, ob Europa bereit sei, den
Vereinigten Staaten bei der Auflosung des Lagers in
Guantanamo und bei der Mission in Afghanistan zur Seite
zu stehen. Der Abgeordnete Michael Hancock (Vereinig-
tes Konigreich) erklérte, er sei anlésslich eines Besuches
des Politischen Ausschusses der Versammlung in
Washington D.C. vor kurzer Zeit noch auf viel Skepsis
bei US-amerikanischen Politikern gegeniiber Europa ge-
stoBBen. Auch im Hinblick auf die Iran-Politik habe er wi-
derspriichliche Signale erhalten. Im Nahen Osten kdnne
es jetzt nicht darum gehen, nur Druck auf eine Seite
auszuiiben. Gleiches gelte in Afghanistan, wo sich die
Menschen nicht mit ihrem Staat identifizierten. Die Ver-
einigten Staaten hétten bisher versdumt, diese Vielschich-
tigkeit zu erfassen und zu erkennen, dass den Menschen
das Vertrauen in eine Zukunft vermittelt werden miisse.
Senator Giacomo Santini (Italien) hielt angesichts der
problematischen Situation im Nahen Osten, im Iran und
in Afghanistan die Schonzeit fiir Prasident Barack Obama
fiir abgelaufen. Die Tatsache, dass die Vereinigten Staaten
einen neuen Présidenten gewahlt hitten, geniige nicht zur
Losung der anstehenden Probleme. Zwar vermittle Prési-
dent Barack Obama ein sympathischeres Bild als sein
Vorgianger, die Vereinigten Staaten sollten sich aber um
eine bessere Abstimmung mit der Europdischen Union
bei internationalen politischen Weichenstellungen bemii-
hen.

Ansprache des Priisidenten der Tschechischen Repu-
blik, Vaclav Klaus, fiir die amtierende tschechische
Ratsprisidentschaft in der Europiischen Union

Président Vaclav Klaus bezog sich in seiner Ansprache
auf die Bedeutung des Jahres 2009, in dem die NATO
60 Jahre alt geworden sei, sich der Fall des Kommunis-
mus zum 20. Mal jéhre und die Tschechische Republik
seit zehn Jahren Mitglied in der NATO und seit fiinf Jah-
ren Mitglied in der Européischen Union sei. Die WEU
habe in den letzten Jahrzehnten eine wichtige Rolle fiir
den europaischen Integrationsprozess gespielt. Wéhrend
des Kalten Krieges sei das Biindnis neben der NATO ein
Pfeiler der Verteidigung der westlichen Welt gegen den
Kommunismus gewesen, und nach Ende des Kalten Krie-
ges habe sich die WEU zur Wiege der ESVP entwickelt.
Noch immer triigen die WEU und ihre Versammlung zur
Zusammenarbeit der europdischen Staaten im Rahmen
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der ESVP bei, und gerade aufgrund der Arbeit der Ver-
sammlung konne der WEU kein demokratisches Defizit
unterstellt werden. Derzeit stehe die Welt neuen Sicher-
heitsrisiken gegeniiber, und die Gefdhrdung von Frieden
und Sicherheit sei realistisch. Die Aktivititen terroristi-
scher Systeme hétten nicht — wie gehofft — mit dem Ende
des Kalten Krieges geendet. Die Riickkehr Frankreichs in
die militdrischen Strukturen der NATO sei daher ein drin-
gend nétiges Signal. Die Tschechische Republik habe die
Ratsprisidentschaft in der EU zu einem schwierigen Zeit-
punkt iibernommen. Die politische Lage sei durch die
Finanz- und Wirtschaftskrise, den Streit zwischen der
Ukraine und der Russischen Foderation iiber Gaslieferun-
gen sowie den Krieg im Nahen Osten dominiert worden.
Gegen Ende der Ratsprisidentschaft konne die Tschechi-
sche Republik nun behaupten, dass die globale Wirt-
schaftskrise nicht zur Einschrinkung der europdischen
Grundfreiheiten gefiihrt habe.

Die Abgeordnete Claire Curtis-Thomas (Vereinigtes
Konigreich) fragte, wie der Prisident die Verantwortung
der WEU und der EU auf dem Balkan und in Afrika ein-
schitze. Prasident Vaclav Klaus antwortete, im Gegen-
satz zu Frankreich habe die Tschechische Republik die
Priorititen von Siiden nach Osten verschoben. Hinter-
grund sei die Idee der 6stlichen Partnerschaft gewesen.
Die tschechische Ratsprésidentschaft habe sich mit dem
Konflikt zwischen der Russischen Fdderation und der
Ukraine sowie im Mittleren Osten zu beschéftigen gehabt
und Gipfeltreffen mit Japan, China, Russland und Siid-
korea durchgefiihrt. Die Abgeordnete Anne Brasseur
(Luxemburg) erkundigte sich, warum der Président einen
Widerwillen gegen die européische Integration hege. Die
Stiarkung der Rolle des Europédischen Parlaments durch
den Reformvertrag von Lissabon sei doch dringend erfor-
derlich. Mit welchen Mechanismen solle die EU sonst fiir
die Biirger transparenter werden? Préasident Vaclav Klaus
forderte eine offene Debatte iiber die notwendigen Me-
chanismen in der EU. Sein Land sei mdglicherweise nach
40 Jahren Kommunismus iiberempfindlich, wenn es um
die Einschrinkung der Diskussionsfreiheit gehe. Er sehe
fir Europa das Modell der zwischenstaatlichen Zusam-
menarbeit, aber nicht das des europédischen Supernationa-
lismus. Die EU miisse sich nicht um alle Fragen
kiimmern. Auch stirke seiner Meinung nach der Reform-
vertrag von Lissabon nicht die Rolle des Europiischen
Parlaments, sondern schwiche sie. Senator Giacomo
Santini (Italien) betonte, der Reformvertrag wolle das
Europiische Parlament gegeniiber dem Européischen Rat
stirken. Gleichzeitig schaffe er mehr Befugnisse fiir die
nationalen Parlamente. Es handele sich also doch um ei-
nen Fortschritt, nicht um einen Riickschritt. Prisident
Vaclav Klaus erwiderte, er unterstiitze die europédische
Integration und die Beseitigung von Beschriankungen.
Der Lissabonner Vertrag nehme aber eine Verlagerung
dahingehend vor, dass die EU verstirkt von oben gelenkt
werde. Es handele sich um eine Stirkung nicht gewéhlter
europdischer Beamter, aber nicht des Européischen Parla-
ments oder der nationalen Parlamente. So solle die euro-
paische Einigung seiner Meinung nach nicht aussehen.
Der Abgeordnete Jean-Claude Mignon (Frankreich)

fragte, ob der Reformvertrag von Lissabon in der Tsche-
chischen Republik ratifiziert werde. Er erkundigte sich
weiter, welche Rolle die ESVP nach Inkrafttreten des
Vertrages haben werde. Der Abgeordnete Jelinéié
Plemeniti (Slowenien) fragte, warum die Tschechische
Republik den Beitritt Kroatiens zur EU so sehr unter-
stiitze. Prasident Vaclav Klaus antwortete, die Tschechi-
sche Republik dringe Kroatien nicht. Sie sei aber auch
anderen Landern Osteuropas die Unterstiitzung ihrer Bei-
trittsbemiithungen schuldig. Die slowenischen Vorbehalte
gegeniiber einem Beitritt Kroatiens seien bekannt, aber
nicht Sache tschechischer Politik. Der Abgeordnete Joao
Bosco Mota Amaral (Portugal) fragte nach der Einschat-
zung des Prisidenten im Hinblick auf die Vorschlige des
russischen Prisidenten Dimitrij Medwedew zur européi-
schen Sicherheitsarchitektur. Senatorin Josette Durrieu
(Frankreich) erkundigte sich, ob der Prasident Raum fiir
eine autonome europdische Verteidigung sehe. Prisident
Vaclav Klaus erklirte, tiber die Entwicklung der européi-
schen Sicherheitsarchitektur sei bei seinem Treffen mit
Prisident Dimitrij Medwedew nicht gesprochen worden.
Es sei vielmehr um die Gaskrise mit der Ukraine gegan-
gen. Eine autonome européische Verteidigung halte er fiir
die einzige Losung, um neben der NATO bestehen zu
konnen.

Ansprache des NATO-Generalsekretirs Jaap de Hoop
Scheffer

NATO-Generalsekretdr Jaap de Hoop Scheffer wies da-
rauf hin, dass erst in der Vorwoche die Friihjahrstagung
der Parlamentarischen Versammlung der NATO in Oslo
zu Ende gegangen sei. Der Austausch zwischen den Par-
lamentarischen Versammlungen der beiden westlichen
Verteidigungsbiindnisse sei sehr wertvoll. Er nahm Bezug
auf den Gipfel zum 60. Jahrestag der NATO in Straflburg,
Kehl und Baden-Baden Anfang April 2009. Auf dem
Gipfeltreffen habe man sich mit den wesentlichen aktuel-
len Fragen des Biindnisses auseinandergesetzt. So sei im
Hinblick auf die ISAF-Mission in Afghanistan betont
worden, dass ein stabiles und sicheres Afghanistan als
wesentlich fiir die Sicherheit des Westens erachtet werde.
Die Alliierten hétten zugesagt, einerseits ihre Anstren-
gungen in dem Land zu verstérken, andererseits aber ver-
mehrt auf die Ubernahme von Verantwortung durch af-
ghanische Stellen zu dringen. Dazu sollten insbesondere
der Polizeiautbau und die EUPOL-Mission der EU unter-
stiitzt werden. Insgesamt komme es auf einen verstirkten
zivilen Aufbau an, den die NATO allerdings nicht alleine
leisten konne. Erforderlich seien daher ein umfassender
Ansatz und die Einbindung von Nachbarstaaten Afgha-
nistans, insbesondere Pakistans. Im Hinblick auf den
Balkan sei zu sagen, dass die Balkanstaaten das Ziel der
Mitgliedschaft im euroatlantischen Biindnis verfolgten.
Offen sei nach wie vor, wie lange die KFOR-Mission im
Kosovo andauern werde. Zwar konne die NATO nicht
ewig in dem Land verbleiben, eine Entscheidung zum jet-
zigen Zeitpunkt sei jedoch zu frith. Im Hinblick auf die
Beziehungen der NATO zur Russischen Foderation habe
der Georgien-Konflikt im August 2008 schwerwiegende
Fragen aufgeworfen. Die NATO und die Russische Fode-
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ration miissten nun zu einem Dialog zuriickkehren und
eine echte Partnerschaft begriinden, um wesentliche Fra-
gen gemeinsamen Interesses 16sen zu konnen. Auflerdem
sei auf dem Gipfeltreffen die Entwicklung eines neuen
Strategischen Konzeptes der NATO eingeleitet worden.
Angesichts der zu Beginn dieses Jahrhunderts zahlreich
aufgetretenen neuen Sicherheitsprobleme, seien es die
Terrorangriffe vom 11. September 2001 mit all ihren Fol-
gen, der Einsatz in Afghanistan oder die Frage zukiinfti-
ger NATO-Erweiterungen, sei die Entwicklung eines ge-
meinsamen Verstdndnisses der Biindnispartner tiber die
zukiinftige Rolle der NATO dringend erforderlich. Zu den
Hauptfragen, die ein neues Strategisches Konzept werde
beantworten miissen, gehore zunichst eine neue Defini-
tion des Begriffs der kollektiven Verteidigung. Dabei
miissten sowohl die neuen Risiken in die Definition ein-
bezogen als auch das Konzept der Solidaritdt gestérkt
werden. Daneben miissten die militdrischen Fahigkeiten
des Biindnisses im Hinblick auf zu fiihrende exterritoriale
Einsétze weiterentwickelt werden. Die NATO und die EU
verfolgten hierbei die gleichen Ziele, namlich die schnel-
lere Aufstellung von Truppen, eine groBere Interkompati-
bilitit und eine bessere multinationale Kooperationsfa-
higkeit, insbesondere zwischen der EU und der NATO.
Elementar fiir die Erreichung dieser Ziele sei die Erho-
hung der nationalen Verteidigungsetats. Schlielich
miisse ein neues Strategisches Konzept die Schaffung und
Aufrechterhaltung eines freien und friedlichen Europas
fortsetzen. In den letzten 20 Jahren hitten die NATO und
die EU eine wichtige Rolle bei der Friedenserhaltung auf
dem Kontinent gespielt, das Ziel sei aber noch nicht end-
giiltig erreicht. Notwendig sei fir die NATO die Fortset-
zung ihrer Politik der offenen Tiir.

Der Abgeordnete Doug Henderson (Vereinigtes Konig-
reich) fragte, inwieweit der Iran in einen Dialog iiber den
Schutz der Westgrenze Afghanistans einbezogen werden
solle. NATO-Generalsekretir Jaap de Hoop Scheffer er-
klarte, ein Dialog mit dem Iran sei bereits aufgenommen
worden, und der Iran, der sehr unter dem Drogenhandel
aus Afghanistan leide, habe auch ein Interesse daran. Se-
nator Pedro Agramunt Font de Mora (Spanien) fragte,
inwieweit die beabsichtigte européische und transatlanti-
sche Integration den Balkanstaaten bei der Losung ihrer
territorialen Konflikte helfen konne. Generalsekretir
Jaap de Hoop Scheffer erwiderte, europdische Sicher-
heit kénne nur durch euroatlantische Integration erlangt
werden. Die Integration Kroatiens und Albaniens sei da-
her nur der erste Schritt. Der Beitritt in die euroatlanti-
schen Strukturen sei allerdings kein Recht, sondern ein
Prozess, aber die NATO sei unter Beriicksichtigung der
Beitrittskriterien zu weiteren Aufnahmen bereit. Der Ab-
geordnete Aleksandar Nikoloski (ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien) wies darauf hin, dass sein
Land als einziger Kandidat in dieser Beitrittsrunde nicht
Mitglied der NATO habe werden konnen, da der Konflikt
mit Griechenland iiber den Landesnamen noch nicht ge-
klart sei. Der Abgeordnete Jodo Bosco Mota Amaral
(Portugal) warf die Frage auf, ob nicht aufgrund der ge-
geniiber der Griindungszeit der NATO vollig veranderten
Aufgaben auch der Nordatlantikvertrag neu gestaltet wer-

den miisse, um die nationalen Parlamente einzubinden.
NATO-Generalsekretdr Jaap de Hoop Scheffer riet der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, den
NATO-Beitrittsprozess weiterzufithren und notfalls einen
weiteren Zyklus im Rahmen des Mitgliedschaftsaktions-
plans zu absolvieren, bis der Namensstreit gelost sei. Der
Nordatlantikvertrag solle unverdndert bestehen bleiben,
denn die Beistandsverpflichtung gemif seinem Artikel 5
stehe nach wie vor im Zentrum des Biindnisses und habe
ihre Bedeutung nicht verloren.

Prisentation und Beratung des Berichts ,,Der Krieg in
Afghanistan: welche Strategie fiir Europa?*,
vorgelegt von den Berichterstattern Abgeordneter
Jean-Pierre Kucheida (Frankreich) und Abgeordnete
Francoise Hostalier (Frankreich)

Der Abgeordnete Jean-Pierre Kucheida, erklirte, der
Bericht, dem ein Besuch in Afghanistan Mitte Mai 2009
unter Beteiligung des Présidenten der Versammlung vor-
ausgegangen sei, zeichne leider kein besonders positives
Bild der Situation in dem Land. Im Hinblick auf afghani-
sche Autonomie und Souverinitit habe es allerdings ei-
nige Fortschritte gegeben. Die Anstrengungen der inter-
nationalen Gemeinschaft miissten auf die Verstirkung
dieses Prozesses gerichtet werden. Notwendig sei auf3er-
dem eine bessere humanitdre und logistische Versorgung
der Bevolkerung, um das 6ffentliche und politische Enga-
gement vor Ort anzustofen. Der Bericht beschéftige sich
daher nicht nur mit der militdrischen Seite des Einsatzes,
sondern gehe dariiber hinaus. Ungeldst seien nach wie vor
die Probleme der Korruption, interner Konflikte, des Dro-
genanbaus und der ungesicherten afghanischen Grenzre-
gionen. Obwohl die Anzahl der amerikanischen, europii-
schen und afghanischen Truppen zusammengenommen
bereits 300 000 Personen betrage, miisse sich die afghani-
sche Truppenstirke von etwa 34 000 auf 130 000 erho-
hen. Kulturelle Unterschiede behinderten den Wiederauf-
bau des Landes, und es miisse akzeptiert werden, dass
aufgrund der vielschichtigen sozialen Strukturen und Hie-
rarchien ein Teil des von der internationalen Gemein-
schaft zur Verfiigung gestellten Kapitals zweckentfremdet
verwendet werde. Die Taliban seien in vielen Gegenden
des Landes nach wie vor in der Lage, ernstzunehmende
Angriffe gegen die Schutztruppe zu veriiben. Zu warnen
sei allerdings vor negativen Auswirkungen eines liberma-
Bigen Einsatzes von Luftstreitkriaften. Im Gegensatz zum
Aufbau der afghanischen Armee, der vor allem durch
eine gute Bezahlung der Soldaten gelungen sei, sei der
Aufbau der afghanischen Polizeikrédfte noch nicht weit
genug fortgeschritten. Die Polizisten seien mdglicher-
weise unterbezahlt und daher anfillig fiir Korruption. Die
im August 2009 anstehende Prisidentschaftswahl stelle
fiir Afghanistan einen Stabilitits- und Souverénititstest
dar, auch wenn der amtierende Priasident Hamid Karzai
derzeit als einziger aussichtsreicher Kandidat gelte.

Mitberichterstatterin Francoise Hostalier erlduterte, die
Lage in Afghanistan und Pakistan dndere sich praktisch
taglich. Notwendig sei jetzt die Entwicklung eines umfas-
senden Ansatzes, der dic Nachbarstaaten Afghanistans
— die Russische Foderation und den Iran — in die Strategie
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einbinde. Positiv sei zu vermerken, dass seit 2001 etwa
sechs Millionen Kinder hitten eingeschult werden kon-
nen und die Hochschulen und Krankenhduser wieder
funktionierten. Die meisten in Afghanistan engagierten
Staaten hdtten inzwischen Sondergesandte ernannt, die
sich insbesondere im Hinblick auf zivile Malnahmen un-
tereinander abstimmten. Im Gegensatz dazu seien die Re-
gionalen Wiederaufbauteams (Provincial Reconstruction
Teams — PRTs) leider nicht harmonisiert worden, sondern
jedes Land gehe nach eigenem Ermessen vor. Im Zentrum
der Wiederaufbaubemiihungen miisse der afghanische
Staat stehen, auch wenn seine Vertreter teilweise noch
immer nicht frei von Korruptionsvorwiirfen seien. We-
sentlich sei die Unterbindung des Drogen- und Waffen-
schmuggels.

Der Abgeordnete Odd Einar Dorum (Norwegen) kriti-
sierte am Einsatz in Afghanistan die Vielzahl nicht koor-
dinierter Aktivitdten und Auftragnehmer und die ibermé-
Bige Biirokratie. Er forderte eine Diskussion iiber die
Verwendung der bereitgestellten Gelder, iiber die Rechen-
schaft abgelegt werden miisse. Senator Giacomo Santini
(Italien) meinte, der Sturz des Taliban-Regimes habe
nicht zum Ende des Krieges gefiihrt, sondern der Konflikt
weite sich in Richtung Pakistan aus. Die in Afghanistan
vorherrschende Kriminalitdt und mangelnde Sicherheit
fithrten zu einer zunehmenden Bewaffnung der Bevolke-
rung. Auch sei die Zuriickdrangung des Schlafmohnan-
baus bisher kaum gelungen. Eine Landwirtschaftsreform
sei wegen der Grof3e des Landes zwar schwierig, fiir eine
positive Entwicklung aber dringend notwendig. Ebenfalls
notwendig sei ein bilateraler Dialog zwischen Afghanis-
tan und Pakistan. Der Abgeordnete Reijo Kallio (Finn-
land) forderte die internationale Gemeinschaft zur Ent-
wicklung einer langfristigen Perspektive fiir die Region
auf. Der Norden Afghanistans entwikkele sich etwas
positiver als der Rest des Landes, und der Drogenanbau
sei dort zuriickgegangen. Fiir die Absicherung der Prisi-
dentschaftswahlen seien zwar vor allem afghanische Be-
horden und Polizei verantwortlich, aber auch die interna-
tionale Gemeinschaft miisse voriibergehend ihre Prasenz
in dem Land erhéhen. Senator Andrzej Person (Polen)
unterstiitzte die franzosische Initiative, mehr Polizeiaus-
bilder nach Afghanistan zu entsenden und berichtete,
Polen habe seine finanzielle Unterstiitzung des Landes im
Hinblick auf die Prasidentschaftswahlen verstéirkt. Sena-
tor Leon Kieres (Polen) forderte die Konzentration des
Afghanistaneinsatzes auf zivile Ziele, die den Menschen
deutlicher machten, dass der Einsatz ihnen niitze. Aller-
dings habe Polen die Erfahrung machen miissen, dass ein
polnischer Ingenieur in Afghanistan entfiihrt und ermor-
det worden sei. Die Entwicklung Pakistans zu einem
failed state miisse verhindert werden. Senator Laurent
Beteille (Frankreich) sah eine kontinuierliche Zunahme
von Krieg und Korruption in Afghanistan, wo die westli-
chen Truppen hdufig als Besatzer angesehen wiirden. Er
forderte eine ziigigere Afghanisierung des Landes, wofiir
allerdings der Aufbau funktionierender Strukturen in Ver-
waltung und Justiz erforderlich sei. Der Abgeordnete
Paul Flynn (Vereinigtes Konigreich) warf der NATO vor,
ihre Ziele in Afghanistan nicht erreicht zu haben. Das bis-

her Erreichte sei sehr fragil, die Zufluchtsorte der Terror-
organisation al-Qaida hétten nicht zerstort werden kon-
nen, und die Demokratisierung des Landes sei nicht
gelungen. Die aus Afghanistan ins Ausland verkaufte
Drogenmenge habe sich erhoht. Erst jetzt werde die
Sichtweise der Alliierten etwas realistischer, und es
werde liber eine Anpassung der Ziele nachgedacht. Der
Abgeordnete Denis MacShane (Vereinigtes Konigreich)
erklérte, im Zentrum des Berichts stehe die Frage nach ei-
ner Strategie fiir Afghanistan. Dabei miisse Indien mitein-
bezogen werden, das eine wichtige Rolle in dem Konflikt
spiele und noch immer 500 000 Soldaten in Kashmir sta-
tioniert habe, die die pakistanischen Truppen an der Ost-
grenze des Landes bdnden. Der Abgeordnete Gianni
Farina (Italien) stimmte seinem Vorredner darin zu, dass
das grofite Problem Afghanistans derzeit die Atommacht
Pakistan sei, die eine Losung in der Region sehr er-
schwere. Es bestehe die Gefahr, dass Atomwaffen in die
Héande der Taliban fielen. Zugunsten der Menschen in
Afghanistan miissten jedoch die militérischen und zivilen
MaBnahmen fortgesetzt werden. Menschenrechte und
Frauenrechte seien nicht fakultativ.

Prisentation und Beratung des Berichts ,,Europiische
gepanzerte Fahrzeuge: laufende Programme*,
vorgelegt von den Berichterstattern Abgeordneter
Axel E. Fischer (Deutschland) und Abgeordnete
Tuija Nurmi (Finnland)

Der Berichterstatter, Abgeordneter Axel E. Fischer, er-
kldrte, der Bericht biete einen Uberblick iiber die derzeit
laufenden europdischen Programme im Bereich gepanzer-
ter Fahrzeuge und iiber die Produktionsfahigkeit in der EU.
Im Mai 2005 hétten die européischen Verteidigungsminis-
ter die Entscheidung getroffen, gepanzerte Fahrzeuge in
die Agenda der Européischen Verteidigungsagentur aufzu-
nehmen. Der Hohe Vertreter fiir die gemeinsame Auf3en-
und Sicherheitspolitik der EU, Javier Solana, habe die
Zersplitterung und die mangelnde Kooperation auf die-
sem Sektor beklagt. Der Mangel an gemeinsamen euro-
paischen Projekten sei schlechten Erfahrungen aus der
Vergangenheit geschuldet, denn der Bereich der gepan-
zerten Fahrzeuge sei ein Beispiel dafiir, wo die Probleme
in der europdischen Kooperation liegen konnten. So hit-
ten im Jahr 1996 Frankreich, Deutschland und das Verei-
nigte Konigreich ein gemeinsames Projekt zur Entwick-
lung gepanzerter Fahrzeuge begonnen, aus dem sich
Frankreich und das Vereinigte Konigreich spéter zuriick-
gezogen hétten. Im Jahr 2004 hitten Deutschland und die
Niederlande ein Projekt begonnen und zu Ende gefiihrt.
Die Produktentwicklung kdnne grundsitzlich durch eine
Kooperation mehrerer Lénder, durch rein nationale Pro-
gramme oder durch Programme einzelner Unternehmen
erfolgen. Alle drei Wege hitten Vor- und Nachteile, und
es komme auf eine richtige Mischung an. Die Spitzen-
qualitit europdischer Produkte sei unstrittig, Probleme
bereiteten aber Protektionismus und mangelnde Koopera-
tionsbereitschaft. Es sei Aufgabe der Mitgliedstaaten, in
diesem Bereich bessere Voraussetzungen fiir die Unter-
nehmen zu schaffen.
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Die Mitberichterstatterin, Abgeordnete Tuija Nurmi, sah
ebenfalls die Probleme der Schaffung eines européischen
Verteidigungsmarktes als am Beispiel der gepanzerten
Fahrzeuge gespiegelt an. Gespriche der Berichterstatter
mit Industrie, Militdr und Vertretern der Europdischen
Verteidigungsagentur hétten gezeigt, dass ein geordneter
Markt nicht existiere. Obwohl die Europdische Verteidi-
gungsagentur sich auf die Entwicklung européischer ge-
panzerter Fahrzeuge konzentriert habe, seien die Fort-
schritte bis heute nicht sehr gro. Die Stagnation der
Entwicklung sei angesichts wachsender Anforderungen,
zum Beispiel in Afghanistan, erstaunlich.

Die Abgeordnete Claire Curtis-Thomas (Vereinigtes
Konigreich) unterstrich die Bedeutung der Entwicklung
gepanzerter Fahrzeuge, die dem Schutz von Infanteristen
dienten. Das Militdr sei allerdings im Hinblick auf die
Auswahl von Panzerfahrzeugen sehr anspruchsvoll.

Prisentation und Beratung des miindlichen Zwischen-
berichts ,,Die Sicherheit Europas und der Nahe
Osten“, vorgestellt von Senatorin Josette

Durrieu (Frankreich)

Die Berichterstatterin, Senatorin Josette Durrieu, erldu-
terte, der Politische Ausschuss habe beschlossen, diesen
Bericht aufgrund des Stillstands der Friedensverhandlun-
gen im Nahen Osten auszusetzen. Sie werde daher heute
nur eine miindliche Bewertung des Status Quo abgeben,
ein schriftlicher Bericht werde erst zu einem spéteren
Zeitpunkt vorgelegt. Eine Delegation des Politischen
Ausschusses habe bereits Informationsreisen in die Tiir-
kei, nach Syrien und in die Vereinigten Staaten unternom-
men, der Iran habe den Delegierten jedoch Einreisevisa
verweigert. Auch eine Reise nach Israel und Palédstina sei
bisher nicht moglich gewesen. Der Bericht befasse sich
mit unterschiedlichen Sicherheitsfragen im Nahen Osten,
dem Konflikt zwischen Israel und Paléstina, dem Atom-
waffenprogramm des Iran und mit Afghanistan und dem
Irak. Im Hinblick auf den Irak stelle sich die Frage, ob es
dort eine reale Befriedung gebe, und ob der Frieden nach
dem Abzug der amerikanischen Truppen weiter andauern
werde. Derzeit sei von einer relativen Stabilisierung des
Landes auszugehen, der Wiederaufbau sei aber noch
langst nicht abgeschlossen. Unklar sei auch, welches die
kiinftige Rolle des Irak in der Region sein werde. Im Hin-
blick auf den Konflikt zwischen Israel und Paléstina
miisse heute der Preis fiir frithere Fehler der amerikani-
schen Regierung George W. Bushs, Israels und Europas
gezahlt werden. Europa wolle einen paléstinensischen
Staat fordern, den es noch gar nicht gebe, unterstiitze
Wahlen, wolle aber deren Ergebnisse nicht akzeptieren.
Die Ergebnisse seien der Krieg in Gaza und die Spaltung
der Paléstinenser gewesen. Auch die Bildung der rechts-
gerichteten israelischen Regierung unter Benjamin
Netanjahu und Avigdor Liebermann sei kein Zufall. In Is-
rael sei jetzt keine Rede mehr von einer Zweistaatenlo-
sung, und der Friedensprozess sei damit vorerst beendet.
Fiir Israel habe nun die Losung des Problems der drohen-
den nuklearen Bewaffnung des Iran Vorrang. Fraglich sei,
was Prisident Barack Obama als nichstes tun werde.
Eine wichtige Rolle spiele die tiirkische Diplomatie, die

in der Region stabilisierend wirke. Auch Agypten be-
miihe sich um Gespridche mit allen Beteiligten. Syrien
glaube zwar derzeit nicht an eine mogliche Losung des
Konfliktes, engagiere sich jedoch ebenfalls fiir eine Fort-
setzung des Friedensprozesses. Die EU leide nach wie
vor unter dem Fehlen einer echten européischen Auflen-
politik, was in der Region wahrgenommen werde. Europa
zahle in den Paldstinensergebieten Wiederaufbau fiir
Wiederaufbau, spiele aber politisch kaum eine Rolle. Die
Schliisselfrage sei, ob Prédsident Barack Obama seinen
Druck auf Israel erhohen werde. Derzeit werde seine fiir
den 4. Juni 2009 in Kairo angekiindigte Rede mit Span-
nung erwartet. Die Abgeordnete Birgen Keles (Tiirkei)
erkundigte sich nach Erkenntnissen iiber Gas-Reserven
auf dem Gebiet des Gaza-Streifens, die moglicherweise
ein Beweggrund fiir den Krieg in Gaza Anfang des Jahres
2009 gewesen sein konnten. Der Abgeordnete Mehmet
Tekelioglu (Tiirkei) mahnte den Aufbau von Vertrauen
zwischen den Konfliktparteien als Voraussetzung fiir Dia-
log und Kooperationsbereitschaft an. Die Tiirkei versuche
nachdriicklich, den Prozess in diese Richtung zu lenken.
Der Abgeordnete Jean-Paul Lecoq (Frankreich) forderte
eine striktere Haltung Europas und eine Einflussnahme
auf Israel, damit Diskriminierungen und die Institutiona-
lisierung von Hass und Intoleranz beendet wiirden.

Ansprache des Generalsekretirs fiir Européische
Angelegenheiten im griechischen Auflenministerium,
Dimitrios Katsoudas, fiir die griechische
Ratsprasidentschaft in der WEU

im zweiten Halbjahr 2009

Dimitrios Katsoudas erklérte, die ESVP habe seit ihrem
Bestehen zur Sicherheit und Stabilitdt in Europa und der
Welt beigetragen. Die Bereitschaft der Staaten zu multila-
teraler Zusammenarbeit habe sich verstdrkt, was bei-
spielsweise am Reformvertrag von Lissabon, an den An-
strengungen zur Griindung einer Mittelmeerunion, aber
auch am Vorschlag der Bildung einer dstlichen Partner-
schaft zu erkennen sei, die auch die Russische Foderation
und die Tiirkei einschlieBe. Die aktuellen Bedrohungen,
seien es dic Weiterverbreitung von Nuklearwaffen, die
Konflikte im Nahen Osten und in Georgien, organisierte
Kriminalitdt oder Seerduberei, erforderten eine langfris-
tige und stabile internationale Zusammenarbeit. Auch
Themen wie Klimawandel und Energiesicherheit bedroh-
ten Sicherheit und Wohlstand weltweit. An der Losung
dieser globalen Fragen miisse Europa mitwirken. Das
Problem der Seerduberei betreffe Europa und auch Grie-
chenland als Seefahrernation in besonderer Weise. Trotz
einer erheblichen NATO-Prisenz vor der Kiiste Somalias
gebe es bisher keine Losung. Es miisse geklért werden,
welche sozialen oder 6konomischen Hintergriinde soma-
lische Fischer in Piraten verwandelten. Fiir Griechenland
gebe es zwei auBBenpolitisch besonders bedeutende Regio-
nen, ndmlich den westlichen Balkan und die Mittelmeer-
region. Auch wenn die Gesamtsituation auf dem westli-
chen Balkan inzwischen einigermaflen stabil sei, bleibe
die Lage in einzelnen Landern fragil. Griechenland werde
dazu beitragen, den Landern des westlichen Balkans, die
die Voraussetzungen dafiir erfiillten, den Weg in die Euro-
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paische Union zu ebnen, um Frieden und Sicherheit zu
stirken. Der Mittelmeerraum werde vom andauernden
Nahostkonflikt dominiert, und Europa miisse hier groB3ere
Anstrengungen zur Konfliktldsung unternehmen. Wirt-
schaftliche Hilfe aus Europa werde zwar geschitzt, fithre
aber nicht zu politischer Stabilisierung. In die Zeit der
griechischen Ratsprisidentschaft fielen drei wesentliche
Herausforderungen: Zunichst miisse ein Haushalt verab-
schiedet werden, der der Versammlung die Fortsetzung
ihrer Arbeit ermogliche, im November 2009 ende die
Amtszeit von Javier Solana als WEU-Generalsekretir,
und die Versammlung miisse nach Inkrafttreten des Re-
formvertrages von Lissabon ihre Rolle definieren. Die
griechische Prisidentschaft werde sich bemiihen, Losun-
gen im Sinne der Versammlung zu finden.

Prisentation und Beratung des Berichts ,,Aus- und
Weiterbildung fiir die ESVP: die militarische
Erasmusinitiative, vorgelegt von Berichterstatter
Senator Yves Pozzo di Borgo (Frankreich)

Senator Yves Pozzo di Borgo hielt eine engere Koopera-
tion der Mitgliedstaaten der EU bei der Personalaus-
bildung fiir erforderlich, um Interoperabilitit unter den
militdrischen Einheiten der ESVP zu erreichen. Die mili-
tarische Erasmusinitiative, eine militdrische Version des
Erasmusprogramms fiir Studenten, sei ein Austauschpro-
gramm fiir junge Soldatinnen und Soldaten. Allerdings
miisse das Programm ausgeweitet werden, um tatséchlich
einen positiven Effekt zu entfalten. Internationale parla-
mentarische Versammlungen konnten die Aufgabe {iber-
nehmen, dieses Thema in die nationalen Parlamente zu
tragen, um die Rahmenbedingungen fiir mehr Koopera-
tion bei Ausbildung und Training zu schaffen. Zu oft
liege der Fokus nationaler Regierungen und Parlamente
auf den Truppenverbinden, die sich in militdrischen Ope-
rationen befanden, vernachldssigt werde aber der Bereich
der Ausbildung. Dieser Trend konne sich in Zeiten knap-
per offentlicher Budgets aufgrund der Finanz- und Wirt-
schaftskrise verstirken. Es sei daher wichtig, ins &ffentli-
che Bewusstsein zu rufen, dass das Militér, insbesondere
bei einer Verbesserung der Mdoglichkeiten wihrend der
Ausbildung, gute Berufschancen fiir junge Leute aus al-
len gesellschaftlichen Schichten biete.

Der Abgeordnete John Greenway (Vereinigtes Konig-
reich) unterstiitzte den Berichterstatter in der Einschit-
zung der Bedeutung einer gemeinsamen Ausbildung der
europdischen Streitkrdfte, denn auch wéhrend einer
ESVP-Mission werde von den Soldatinnen und Soldaten
ein abgestimmtes Vorgehen erwartet. Eine Reduzierung
der nationalen Verteidigungsetats wiirde automatisch zu
Kiirzungen im Ausbildungsbereich fiihren, also das Ge-
genteil von dem bewirken, was erforderlich sei. Vielmehr
miissten Menschen dazu ausgebildet werden, sowohl die
militdrischen als auch die zivilen Operationen der ESVP
erfolgreich durchzufiihren. Auch Investitionen in die Ent-
wicklung und Fertigung von Verteidigungsgiitern setzten
qualifiziertes Personal voraus, das mit der Ausriistung
auch arbeiten konne. Er unterstiitze den im Bericht gefor-
derten Aufbau einer eigenen Bildungseinrichtung der
ESVP.

Prisentation und Beratung des Berichts ,,Die ESVP
und die Zukunft der westlichen Balkanstaaten*,
vorgelegt von Berichterstatter Senator Pedro
Agramunt Font de Mora (Spanien)

Senator Pedro Agramunt Font de Mora erlduterte, der
hier vorgelegte Bericht schliee an den Bericht ,,2008:
Ein entscheidendes Jahr fiir den westlichen Balkan® an
und betrachte die Entwicklungen im vergangenen Jahr,
den Einfluss der ESVP und die Rolle der internationalen
Gemeinschaft. Die Fakten fiir den Bericht seien unter an-
derem durch Reisen nach Sarajevo, Belgrad, Pristina und
Skopje zusammengetragen worden. Dabei habe er den
Eindruck gewonnen, dass es sich beim Kosovo nicht um
einen Uberlebensfahigen Staat handele, und dass die Re-
gierung des Landes weit davon entfernt sei, die selbstge-
steckten Ziele zu erreichen. Der Staat hinge vollstindig
von der Unterstiitzung durch die europdische Gemein-
schaft ab, und die Sicherheitslage sei beunruhigend. Im
Hinblick auf Serbien stehe nach wie vor die Ergreifung
mutmalBlicher Kriegsverbrecher im Vordergrund, insbe-
sondere hoffe die internationale Gemeinschaft auf die
Auslieferung von Ratko Mladic. Es sei jedoch ungerecht,
allein von diesem Umstand die Erfolgsaussichten eines
serbischen Beitritts zur EU abhéngig zu machen. In Bos-
nien und Herzegowina habe sich die politische Lage ver-
schlechtert, und das Land befinde sich in der grofiten
Krise seit Ende des Krieges im Jahr 1995. Es gebe in dem
Land vielfiltige Probleme und die soziale Lage sei sehr
instabil. Kinder aus unterschiedlichen Ethnien gingen auf
getrennte Schulen, und die politische Elite habe keine Be-
ziehungen zu der normalen Bevdlkerung. Viele Men-
schen verfiigten tiber zwei Pédsse und es frage sich, wie
viele von ihnen nach einer Grenzoffnung zur EU das
Land verlassen wiirden. Derzeit stehe eine Verringerung
der Rolle der internationalen Gemeinschaft nicht zur De-
batte. Die Namensstreitigkeit zwischen der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien und Griechenland
habe trotz internationaler Vermittlungsversuche bisher
nicht geldst werden konnen. Dies hindere die ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien am Beitritt sowohl
zur NATO als auch zur EU und behindere die Entwick-
lung der Region. Die Umbenennung des Flughafens in
Skopje in ,,Flughafen Alexander der Grofe* sei allerdings
eine unndtige Provokation gewesen. Auch der territoriale
Konflikt zwischen Slowenien und Kroatien um den Ver-
lauf der Meeresgrenze halte noch an, und Kroatien habe
den Internationalen Gerichtshof eingeschaltet. Derzeit
seien die Balkanstaaten akut von der Finanz- und Wirt-
schaftskrise betroffen und bendtigten weiter die Unter-
stiitzung durch die internationale Gemeinschaft. Aller-
dings hitten sie in den letzten zehn Jahren bereits sehr
viel Unterstiitzung erhalten, die Ergebnisse seien aber
méBig. Die Balkanstaaten miissten nun vermehrt selbst
Verantwortung iibernehmen. Im Vordergrund stehe nach
wie vor die Verbrechens- und Korruptionsbekdmpfung.

Der Abgeordnete Gerd Hofer (Deutschland) lobte den
Bericht, der alle Staaten des westlichen Balkans anspre-
che. Die betroffenen Staaten wollten zwar den euroatlan-
tischen Strukturen beitreten, setzten aber die dafir not-
wendigen internen Reformen nicht um, was sowohl die
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Perspektive fiir einen Beitritt zur EU als auch zur NATO
erschwere. Allerdings sei zu bedenken, dass eine Mit-
gliedschaft in der EU ethnischen Streitigkeiten die
Grundlage entziehen konne, zum Beispiel im Konflikt
zwischen Serbien und dem Kosovo. Fiir den Namensstreit
zwischen der ehemaligen jugoslawischen Republik Ma-
zedonien und Griechenland habe er kein Verstdndnis.
Beispiele von Namensdoppelungen gebe es in Europa in
groBBer Anzahl, beispielsweise bei Limburg an der Lahn,
das in Deutschland liege, und Limburg in den Niederlan-
den. Die Abgeordnete Nursuna Memecan (Tiirkei) sah
eine nationalistische Politik in den Staaten des westlichen
Balkan als Ursache fiir die andauernden Konflikte an und
begriiite die Entscheidung der neuen US-amerikanischen
Administration, sich den Problemen des westlichen Bal-
kan verstiarkt zuzuwenden. Auch Europa kénne vieles zur
Problemlosung beisteuern, insbesondere miisse sich
Europa den Menschen aus den Staaten des Balkan stirker
offnen, damit sie aus ihren nationalen Sphéren heraustre-
ten und miteinander und mit anderen Europédern in Kon-
takt kommen konnten. Dies werde helfen, bilaterale
Spannungen abzubauen und zur Vers6hnung beizutragen.
Die Menschen auf dem Balkan wiinschten sich, frei von
Reglementierungen durch Visavorschriften in Europa rei-
sen zu kdnnen, und die europdischen Staaten sollten dies
nicht als Bedrohung betrachten. Daneben miisse Europa
aber die Balkanstaaten dringen, die gemeinsamen Werte
der EU — Demokratie, Menschenrechte und Rechtstaat-
lichkeit — in ihre nationalen Systeme zu inkorporieren.
Senator Giacomo Santini (Italien) betonte das grofle In-
teresse Italiens am Balkan aufgrund seiner geografischen
Lage. Die Balkanstaaten miissten noch zeigen, dass sie
zum Umgang miteinander in der Lage seien. Bisher sei
dies leider nicht gelungen. Im Gegensatz dazu hétten die
osteuropdischen Lander besser kooperiert, seien inzwi-
schen Mitglieder der EU und wiirden davon profitieren.
Der Bericht enthalte den Appell an die Staaten des westli-
chen Balkan, bei der Losung ihrer bilateralen Probleme
umfassendere Ansétze zu suchen und die Kunst des Kom-
promisses zu erlernen. Dies sei der Schliissel zur Beendi-
gung ihrer konfliktreichen Geschichte. Die Abgeordnete
Vesna Marjanovic (Serbien) bekriftigte die Haltung Ser-
biens, dass es sich bei der Unabhéngigkeitserklarung des
Kosovo um einen volkerrechtswidrigen Akt handele.
Serbien werde das Kosovo niemals als souverdnen Staat
anerkennen und weiter seine territoriale Integritit vertei-
digen, allerdings mit friedlichen und diplomatischen Mit-
teln. Nach der Entscheidung des Internationalen Gerichts-
hofs seien Statusverhandlungen mit den Kosovoalbanern
zur Erarbeitung einer Kompromisslosung denkbar. Ser-
bien strebe die Vollmitgliedschaft in der EU an und spiele
eine entscheidende Rolle fiir die Verfestigung von Demo-
kratie und Sicherheit auf dem westlichen Balkan. Die re-
gionale Kooperation habe sich bereits verbessert, und
Serbien habe erfolgreiche bilaterale Gesprdache mit Slo-
wenien, Kroatien, Montenegro und der ehemaligen jugos-
lawischen Republik Mazedonien gefiihrt. Innenpolitisch
wirden in Serbien gerade Reformen des Verteidigungs-
sektors, der Wirtschaft und der Justiz durchgefiihrt, die
Rolle des Parlaments solle gestirkt werden und es gebe
Gesetze zur effektiveren Bekdmpfung der Korruption.

Die Vorbereitungen fiir die Erlangung der Visafreiheit in-
nerhalb der EU wiirden gerade beendet, und sie appelliere
an die Mitgliedstaaten, diese Beschrinkung des freien
Reiseverkehrs nun auch zu beseitigen.

Ansprache der stellvertretenden Auflenministerin
Bosnien und Herzegowinas, Ana TriSi¢-Babi¢

Die stellvertretende AuBenministerin Bosniens und Her-
zegowinas, Ana TriSi¢-Babié, erklérte, in ihrem Land
seien bereits beachtliche Fortschritte erzielt worden. So
habe sich Bosnien und Herzegowina beispielsweise im
Rahmen des Partnership-for-Peace-Programms der
NATO als verlésslicher Partner erwiesen und stehe jetzt
auf der letzten Stufe vor einem Mitgliedschaftsaktions-
plan, der Vorbereitung auf eine mdgliche spétere Mit-
gliedschaft in der NATO. Regierung, Parlament und Of-
fentlichkeit stiinden hinter einem NATO-Beitritt, und es
sei daher in Bosnien und Herzegowina begriiit worden,
dass die NATO auf ihrem Gipfel im April 2009 die Fort-
setzung der Politik der offenen Tiir angekiindigt habe.
Auch der Eintritt der Staaten des westlichen Balkan in die
EU sei fiir die Stabilitédt in Europa erforderlich und daher
fiir alle Seiten alternativlios. Bosnien und Herzegowina
sei dabei, sich in die internationale Staatengemeinschaft
zu integrieren und habe eine Kandidatur fiir einen nicht-
stindigen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
fiir die Jahre 2010 und 2011 abgegeben. Aufgrund des
fortschreitenden internationalen Integrationsprozesses sei
Bosnien und Herzegowina der Meinung, dass das Mandat
des Hohen Reprisentanten 2009 enden solle. Moglich sei
die Installierung eines Sondergesandten der EU fiir Bos-
nien und Herzegowina, wobei aber die politische Verant-
wortung fiir das Land vollstindig in Hinden der gewahl-
ten bosnischen Institutionen liegen solle. Innenpolitisch
stelle die Verfassungsreform derzeit die grofite Herausfor-
derung dar. Ziel sei es, durch Dialog und Kompromissbe-
reitschaft eine tragfahige Losung zu erreichen. Aufgrund
der fiir das Jahr 2010 angesetzten Wahlen miisse die Re-
form im laufenden Jahr 2009 durchgesetzt werden.

Der Abgeordnete Gerd Hofer (Deutschland) dankte fiir
den Bericht iiber die auBenpolitische Entwicklung Bos-
nien und Herzegowinas, vermisste aber eine Auseinan-
dersetzung mit den innenpolitischen Problemen, insbe-
sondere mit den anhaltenden Spannungen zwischen den
einzelnen Bevolkerungsgruppen.

Ana TriSi¢-Babi¢ antwortete, die Probleme zwischen den
Bevolkerungsgruppen konnten am besten durch eine Inte-
gration in die euroatlantischen Strukturen geldst werden.
Die Politiker in Bosnien und Herzegowina stammten oft
noch aus der Kriegsgeneration, die nachfolgende Gene-
ration wolle aber den Demokratisierungsprozess voran-
bringen. Der Abgeordnete Zmago Jelinéi¢ Plemeniti
(Slowenien) stimmte der stellvertretenden bosnischen
AuBenministerin dahingehend zu, dass der Hohe Repra-
sentant im Jahr 1997 mit sehr weitreichenden Befugnis-
sen ausgestattet worden sei. Es sei an der Zeit, diesen Zu-
stand zu beenden und das Land seinen eigenen Weg nach
Europa finden zu lassen. Senator Bernard Fournier
(Frankreich) erkundigte sich, ob eine realistische Mog-
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lichkeit fiir die Durchsetzung einer Verfassungsreform
bestehe. Ana TriSi¢-Babié¢ erkliarte, der Hohe Vertreter
behindere die demokratische Entwicklung des Landes,
das jetzt seine eigenen Entscheidungen treffen miisse. Im
Hinblick auf die Unabhéngigkeit des Kosovo stelle sich
die Frage, wie sich das Kosovo an den Prozessen in der
Region beteiligen konne, wenn es durch die Nachbarstaa-
ten nicht anerkannt sei. Die EU habe eine Verfassungs-
reform nie zur Bedingung in Bosnien und Herzegowina
gemacht, sondern lediglich den Aufbau eines funktionsfa-
higen Staates gefordert.

Ansprache des schwedischen Botschafters in Frank-
reich, Gunnar Lund, als Vertreter der schwedischen
Regierung fiir die schwedische Ratsprisidentschaft in
der EU in der zweiten Jahreshilfte 2009

Botschafter Gunnar Lund erklirte, seit der ersten
schwedischen Ratsprésidentschaft im Jahr 2001 hitten
sich sowohl Europa als auch die EU sehr verdndert.
Schwerpunkte der schwedischen Ratsprisidentschaft soll-
ten die weltpolitische Rolle der EU und die ESVP wer-
den. Der zehnte Jahrestag der ESVP sei eine gute Gele-
genheit, iiber das bisher Erreichte Bilanz zu ziehen.
Sowohl im Hinblick auf ihre Fahigkeiten als auch auf die
durchgefiihrten Einsétze habe die ESVP sehr viel geleis-
tet, auch wenn an den zivilen und militérischen Fahigkei-
ten weiter gearbeitet werden miisse. Die franzosische
Ratsprisidentschaft habe hier bereits wichtige AnstoBe
gegeben. Die schwedische Prisidentschaft wolle eine
Diskussion iiber die Funktion der Battle-Groups begin-
nen, ohne deren Konzept grundsétzlich in Frage zu stel-
len. Ein weiterer Schwerpunkt solle das Thema der See-
tiberwachung sein. Wesentlich sei ein erfolgreicher
Verlauf der EULEX-Mission im Kosovo, die Schweden
fordern werde. Fiir die EUPOL-Mission in Afghanistan
miisse zusétzliches Personal zur Verfiigung gestellt wer-
den. Im Zentrum stehe auBerdem die Zusammenarbeit
mit anderen Akteuren vor Ort. Um eine erfolgreiche
Rolle in der Weltpolitik einnehmen zu kdnnen, miisse die
EU auch mit zukiinftigen Beitrittsstaaten sowie mit
Nicht-EU-Staaten kooperieren, zum Beispiel mit Kanada,
der Russischen Foderation, der Schweiz, der Ukraine, den
Vereinigten Staaten und den Partnern im Mittelmeerraum.
Schweden werde sich sehr fiir die Stirkung von Konflikt-
praventionsmechanismen und Krisenmanagement im
Rahmen der ESVP und fiir die Beteiligung von Frauen an
der Konfliktpriavention und an friedenserhaltenden Ope-
rationen einsetzen.

Prisentation und Beratung des Berichts ,,Militéir-
operationen der Européischen Union — Antwort auf
den Jahresbericht des Rates*, vorgelegt von den
Berichterstattern Abgeordneter Andrea Rigoni
(Italien) und Abgeordneter René Rouquet
(Frankreich)

Berichterstatter Abgeordneter Andrea Rigoni erlduterte,
sein Bericht beziehe sich auf zwei sehr wichtige europdi-
sche Friedenssicherungsmissionen, ndmlich die EUFOR-
Mission im Tschad und die EUFOR-ALTHEA Mission in
Bosnien und Herzegowina. Die Mission im Tschad habe

am 15. Mérz 2009 geendet, und auch die Mission in Bos-
nien und Herzegowina habe ihr Hauptziel erreicht. Beide
seien die grofiten Operationen, die die EU bisher ausge-
fuhrt habe, auch wenn sie sich sehr voneinander unter-
schieden. Die EUFOR-Mission im Tschad habe die zivile
Bevolkerung schiitzen und humanitdre Hilfslieferungen
absichern sollen. Fiinf Millionen Menschen seien in der
Region von den Konflikten betroffen und drei Millionen
Menschen seien auf der Flucht gewesen. Der Konflikt
habe 400 000 Menschen das Leben gekostet. Die
EUFOR-Mission habe ein Gebiet von der Grofle Frank-
reichs umfasst und habe in sehr feindlicher Umgebung
stattgefunden. 22 Staaten hitten insgesamt 3 400 Solda-
ten entsandt. Die gro3e Anzahl beteiligter Staaten habe
die Abstimmungsprozesse wéhrend der Operation er-
schwert, insbesondere im Hinblick auf eine adédquate
Ausbildung und Ausriistung des Personals. Hieraus miiss-
ten Lehren fiir zukiinftige Einsdtze gezogen werden. Die
EUFOR-ALTHEA-Mission in Bosnien und Herzego-
wina sei zur Losung der humanitiren Krise nach dem
Biirgerkrieg in Bosnien eingerichtet worden. Die Opera-
tion habe Stabilitdt in die Region zuriickgebracht, auch
wenn nach wie vor langfristige Losungen gesucht wiir-
den. Die Mission habe zwar iiberwiegend militérischen,
aber auch Polizei- und Justizcharakter gehabt und bis zu
sechstausend Soldaten umfasst. Derzeit werde die EU-
FOR-ALTHEA-Mission mit dem Ziel umgestaltet, wei-
terhin zur Sicherheit der Region beizutragen und Bosnien
und Herzegowina bei der Schaffung der Voraussetzungen
fiir einen EU-Beitritt zu unterstiitzen. Als Fazit aus den
beiden Einsdtzen sei auf drei Punkte hinzuweisen: Zu-
néchst miisse sich die Finanzierung verbessern, denn mi-
litdrische Operationen konnten ohne die dafiir notwendi-
gen Ressourcen nicht erfolgreich durchgefiihrt werden.
AuBlerdem miissten die nationalen Parlamente stirker in
den Verlauf der Einsitze eingebunden werden, um diese
in den Mitgliedstaaten besser zu verankern. Als Drittes
miisse die Planung militérischer Operationen sowohl Mit-
glieder als auch Nichtmitglieder der EU umfassen.

Lord Anderson of Swansea (Vereinigtes Konigreich) er-
innerte daran, dass die ESVP bei ihrer Griindung durch-
aus umstritten gewesen sei. In den letzten zehn Jahren
habe ein wichtiger Lernprozess stattgefunden, insbeson-
dere im Hinblick auf Finanzierung und Organisation von
Einsétzen. Jetzt stelle sich die Frage nach der Vielseitig-
keit und Reichweite der Einsatzfahigkeit der ESVP, denn
die besonderen Fihigkeiten der Europder im zivil-milité-
rischen Bereich seien weltweit gefragt. Europa miisse
Priorititen festlegen, und die Belastungen fiir Einsétze
diirften sich nicht nur auf einige wenige Mitgliedsstaaten
beschrinken.

Prisentation und Beratung des Berichts ,,Die Rolle
der Europiischen Union bei der Bekimpfung der
Seeriduberei®, vorgelegt von den Berichterstattern
Abgeordneter Kurt Bodewig (Deutschland),
Abgeordneter Aristotelis Pavlidis (Griechenland)
und Abgeordneter Tarmo Kouts (Estland)

Berichterstatter Abgeordneter Kurt Bodewig erklirte,
Aufgaben der zur Bekdmpfung der Seerduberei eingesetz-
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ten Mission ATALANTA der EU vor der Kiiste Somalias
seien die Sicherung durchfahrender Schiffe, die Uberwa-
chung des Gebietes und die Festnahme von der Seerdube-
rei verdichtigen Personen. Die wirtschaftliche Bedeutung
der Region konne daran gemessen werden, dass es sich
um einen der meistbefahrenen Seewege der Welt handele,
iiber den die Hilfte der weltweiten Ollieferungen trans-
portiert werde. Zwar seien in der Region unterschiedliche
Piratengruppen aktiv, diese hitten jedoch begonnen, pro-
fessionell und koordiniert zusammenzuarbeiten. Sie wiir-
den von Geschiftsleuten und Dolmetschern unterstiitzt,
hétten Zugang zu moderner Ausriistung und konnten sehr
schnell agieren. Die sich professionalisierende Vorge-
hensweise der Seerduber sei fiir die internationale Ge-
meinschaft Grund zu groBer Sorge. Nach Einsetzung der
ATALANTA-Operation im November 2008 habe die EU
im April 2009 weitere Schritte unternommen und in Briis-
sel eine Geberkonferenz fiir Somalia durchgefiihrt, als de-
ren Ergebnis 165 Millionen Euro zur Sicherung der inter-
nen Stabilitdt des Landes bereitgestellt worden seien. Die
Auswirkungen der Piraterie auf den internationalen Han-
del beschréinkten sich nicht auf die Kosten fiir verlorene
Schiffe, auf Lieferverzogerungen und auf Losegeldzah-
lungen, sondern umfassten auch horrend gestiegene Ver-
sicherungspramien. Alternative Seewege liber das Kap
der Guten Hoffnung seien aufgrund der groBBen Umwege
wirtschaftlich nicht attraktiv. Da die somalische Regie-
rung zu schwach zur Einddmmung des Problems sei,
miisse die internationale Gemeinschaft weitere MaBnah-
men ergreifen. Der Bericht empfehle die Einrichtung ei-
ner stdndigen Planungskonferenz zur Koordinierung von
Aktivitdten, einen besseren Informationsaustausch in Re-
alzeit, die Zulassung von Sicherheitsdiensten an Bord von
Handelsschiffen, eine verstirkte Luftraumiiberwachung
und die Entsendung von Rechtsberatern nach Kenia. Das
Problem sei sicher nicht militirisch zu 16sen, sondern es
sei die langfristige zivile Unterstiitzung Somalias erfor-
derlich. Der Berichterstatter dankte seinen beiden Kolle-
gen, die leider nicht anwesend sein konnten, fiir die
konstruktive Zusammenarbeit bei der Erstellung des Be-
richts.

Die Abgeordnete Birgen Keles (Tiirkei) sah die Seerdu-
berei vor allem als soziales Problem und als Reaktion auf
illegale Fischerei und Giftmiillentsorgung an, die den so-
malischen Fischern die Lebensgrundlage entzégen. Da
die Seerduber inzwischen durch kriminelle Organisatio-
nen unterstiitzt wiirden, stiegen die Losegeldforderungen
immer weiter an. Zusatzliche Probleme entstiinden durch
das Flaggenrecht, da die Zugehdrigkeit der Schiffe nicht
mehr feststellbar sei. Somalia kénne das Problem der or-
ganisierten Kriminalitdt sicher nicht allein 16sen. Lord
Chidgey (Vereinigtes Konigreich) wies darauf hin, dass
es Probleme mit Piraterie auch in der Karibik, in der
Strafie von Malakka und im Siidchinesischen Meer gebe.
Dort hétten sich die Anrainerstaaten zusammengeschlos-
sen und das Problem unter Kontrolle gebracht. Somalia
sei aber instabil, und das Fehlen einer souverdnen Staat-
lichkeit habe die Seerduberei befordert. Man miisse be-
riicksichtigen, dass es durchaus vorkommen konne, dass
sich ganz normale somalische Fischer nach ihrem Tages-

fang an Piraterieaktionen beteiligten. Dies verschérfe das
Problem, denn es mache die Piraten schwerer identifizier-
bar. Der Kern des Problems liege aber in der zusammen-
gebrochenen somalischen Wirtschaft. Senator Leon
Kieres (Polen) bezeichnete die ATALANTA-Mission der
EU als einen betrachtlichen Beitrag zur Wiederherstel-
lung der Seesicherheit vor der somalischen Kiiste. Diese
setze jedoch auch eine stabilere Situation an Land voraus,
weshalb er die Unterstiitzung der friedenserhaltenden
Mission der Afrikanischen Union in Somalia begriie, die
helfen solle, staatliche Souverdnitdt wiederzuerlangen.
Die den Golf von Aden befahrenden Handelsschiffe soll-
ten grundsitzlich selber fiir ihre Sicherheit sorgen. Auf-
gabe der Politik sei es, sich um die Schaffung rechtlicher
Rahmenbedingungen zu kiimmern. Der Abgeordnete
Alexander Klukin (Russische Foderation) unterstiitzte
die Forderung nach der Schaffung von Rechtsgrundlagen
fiir den Umgang mit festgesetzten Seerdubern. Das Pro-
blem der Seerduberei konne die internationale Gemein-
schaft nur durch ein koordiniertes Vorgehen 16sen. Die
Russische Foderation unterhalte eine Présenz russischer
Seestreitkrifte vor der Kiiste Somalias, die vorrangig zum
Schutz russischer Schiffe gedacht sei, aber bei Bedarf
auch andere Schiffe unterstiitzen wiirde. Der Abgeordnete
Odd Einar Dorum (Norwegen) sah die Seerduberei als
sich ausbreitendes weltweites Problem an, das sich durch
die Folgen des Klimawandels auch in Regionen verlagern
werde, in denen man bisher nicht damit habe rechnen
miissen. Norwegen sei als Seefahrernation sehr an einer
Losung interessiert und werde sich auch als Nichtmitglied
der EU an der ATALANTA-Mission beteiligen. Die Ab-
geordnete Claire Curtis-Thomas (Vereinigtes Konig-
reich) bezeichnete das Problem der Piraterie als wichtige
handelspolitische Frage, die auch in den nationalen Parla-
menten verstarkt behandelt werden solle. In Somalia sei
die Durchfiihrung von Entwicklungshilfemanahmen er-
forderlich, denn die Armut der Bevolkerung sei mitver-
antwortlich fiir die Verschirfung der Situation. Der Abge-
ordnete Jodo Bosco Mota Amaral (Portugal) wies darauf
hin, dass sowohl die Nachbarstaaten Somalias als auch
Indien als wichtigster Staat der Region in MaBnahmen
eingebunden werden miissten. Der Abgeordnete John
Greenway (Vereinigtes Konigreich) dankte dem Bericht-
erstatter fiir den hervorragenden Bericht und seine gute
Prisentation, die dringliche finanzielle und humanitére
Probleme aufgezeigt habe. In der Diskussion diirfe das
Leid der Opfer von Schiffsentfiihrungen nicht auer Acht
gelassen werden. Der NATO-Generalsekretidr Jaap de
Hoop Scheffer habe in seiner Ansprache an die Versamm-
lung bereits darauf hingewiesen, dass es bei zukiinftigen
Verteidigungsausgaben nicht mehr vorrangig um die
Finanzierung von Kriegen von Staaten untereinander,
sondern um strategische Investitionen in die Sicherheit
der Welt gehen werde. Der Berichterstatter, Abgeordneter
Kurt Bodewig, erwiderte, die Debatte habe die innere
Betroffenheit der Rednerinnen und Redner bei der Ausei-
nandersetzung mit dieser neuartigen Bedrohung erkennen
lassen. Die Kapazititen der Staatengemeinschaft zur Be-
kédmpfung der Seerduberei wiirden sicher noch wachsen,
allerdings habe das betroffene Seegebiet sehr grofle Aus-
maBe. Sehr dringlich sei die Einrichtung einer stindigen
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Planungskonferenz zu Koordinierungszwecken, und auch
die okonomischen Wurzeln der Seerduberei miissten be-
riicksichtigt werden. In Somalia miissten Staatlichkeit
und Rechtsstaatlichkeit geschaffen und eine 6konomische
Entwicklung gefordert werden. Die Lebensgrundlage der
somalischen Fischer sei durch den Tsunami im Jahr 2004
und durch die Einleitung von Giftstoffen vollig zerstort
worden. Besonderes Augenmerk miisse auf die Schaffung
eines internationalen Rechtsrahmens gelegt werden. Eine
Frage sei, ob der Internationale Seegerichtshof in Ham-
burg, der fiir die Losung zwischenstaatlicher Konflikte im
Seerecht eingerichtet worden sei, als Verfahrensinstanz
eingebunden werden konne. Insgesamt konne die
ATALANTA-Operation bisher als Erfolg fiir die EU be-
zeichnet werden.

Priisentation und Beratung des Berichtsentwurfs
»,Raumfahrtbezogene Lageerkennung®, vorgelegt von
Berichterstatter Abgeordneter Edward O’Hara
(Vereinigtes Konigreich)

Zum Thema Weltraumtechnik, so der Berichterstatter,
Abgeordneter Edward O’Hara, habe es in den letzten
Jahren bereits wiederholt Berichte gegeben. Auf diesem
Sektor stehe die europdische Industrie auf gleicher Au-
genhdhe mit den Besten der Welt. Es mangele den

Européern aber bisher an einer raumfahrtbezogenen La-
geerkennung, die die versehentliche oder beabsichtigte
Beschidigung oder Zerstorung von Weltraumtechnologie
verhindern konne. Die Europder miissten ein entspre-
chendes Programm entwickeln, wenn sie im Weltraum
autonom bleiben wollten. Die Entwicklung solle drei
Phasen umfassen: Eine Bestandsaufnahme der Erfahrun-
gen der Vereinigten Staaten in dem Bereich, eine europdi-
sche Bedarfsanalyse und die Betrachtung zukiinftiger Po-
tenziale. Die Vereinigten Staaten arbeiteten bereits seit
den 1970er Jahren mit einem entsprechenden System und
stellten die gewonnenen Daten den européischen Verbiin-
deten zur Verfiigung. Diese Mitnutzung von Daten werde
jedoch den Bediirfnissen der ESVP nicht gerecht. Uber
ein zu entwickelndes europidisches System sollten die
Weltraumiiberwachung, die Erkennung moglicher Gefah-
ren und die Gewinnung meteorologischer Erkenntnisse
moglich sein. Derzeit wiirden die politischen und techni-
schen Rahmenbedingungen in verschiedenen Arbeits-
gruppen zusammengetragen. Ein eigenes européisches
Uberwachungssystem werde nicht die Zusammenarbeit
mit den Vereinigten Staaten verringern, aber die Abhén-
gigkeit Europas vom amerikanischen System beseitigen.

Gerd Hofer, MdB
Delegationsleiter
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IV.  Von der Versammlung verabschiedete Empfehlungen und Entschlieffungen

betr. Neue Moglichkeiten zur Zusammenarbeit in der EU US-Auflen- und Sicherheitspolitik
Die Parlamentarische Versammlung,

(i) in Wiirdigung des Umstands, dass die Wahl Barack Obamas zum 44. Présidenten der USA
einen frischen Wind in die internationalen Beziehungen gebracht hat; und in der Uberzeugung, dass
sich dadurch neue Moglichkeiten zur transatlantischen Zusammenarbeit in der Aulen- und Sicher-
heitspolitik ergeben;

(ii) in der Erkenntnis, dass es von entscheidender Bedeutung sein wird, inmitten der Finanz- und
Wirtschaftskrise, die die Zeit und Energie der politischen Entscheidungstridger in Anspruch nehmen
wird, das beste aus diesen Gelegenheiten zu machen;

(iti)  unter Hinweis darauf, dass Regierungen, Parlamentarier und Biirger weltweit ein auBlerge-
wohnlich groBes Interesse an den US-Prisidentschaftswahlen zeigten, aber auch in der Erkenntnis,
dass der neue Prisident, der nur dem US-amerikanischen Volk gegeniiber Rechenschaft ablegen muss,
weiterhin die US-Interessen verfechten wird;

(iv)  unter Hinweis darauf, dass zahlreiche der ersten auBenpolitischen Entscheidungen des neuen
Prisidenten sich mit lange bestehenden Besorgnissen auf Seiten der Européer befassen;

) erfreut {iber den Umstand, dass die Obama-Regierung einen neuen Ton und Stil pflegt, erneu-
tes Vertrauen in die multilateralen Institutionen zeigt und eher bereit ist, den Europdern zuzuhdren und
sich mit ihnen auszutauschen;

(vi)  in der dringenden Aufforderung an die Européer, mehr Einheit zu zeigen, mehr Verantwortung
zu libernehmen und entschiedener zu handeln, um ihre Rolle in einem wichtigen Moment zu iiber-
nehmen, der die Gelegenheit bietet, eine neue Dynamik in die transatlantischen Beziehungen einflie-
Ben zu lassen;

(vii)  in der Erkenntnis, dass die Forderung nach einem Wandel angesichts der zahlreichen bevorste-
henden auflen- und sicherheitspolitischen Herausforderungen nicht nur fiir die Vereinigten Staaten
gilt;

(iii) in der Uberzeugung, dass es in erster Linie Europa ist, das den USA eine Partnerschaft zur
Bewiltigung dieser Herausforderungen anbieten kann;

(ix)  davon ausgehend, dass ein Ansatz, der das Zuhoren und die Konsultation beinhaltet und zu
greifbaren Ergebnissen fiihrt, die Partnerschaft zwischen den Vereinigten Staaten und Europa stirken
wird;

(x) erfreut dariiber, dass die USA ihre Strategie gegeniiber Afghanistan und Pakistan iiberpriifen;
und in der Uberzeugung, dass die Lage in der Region eine ernsthafte Bedrohung nicht nur des regiona-
len, sondern auch des weltweiten Friedens und der Sicherheit darstellt und somit auch die Vereinigten
Staaten und Europa betrifft;

(xi)  unter Hinweis darauf, dass die Notwendigkeit eines umfassenden Ansatzes fiir Afghanistan ein
deutlich verstdrktes Engagement auf Seiten Europas bei den ZivilmaBnahmen und nachhaltige interna-
tionale militirische Anstrengungen erfordert;

(xii)  erfreut iiber die Absicht der neuen Regierung, mit Russland wieder eine ergebnisorientierte
Beziehung einzurichten, insbesondere unter Achtung der Abriistung, der Riistungskontrolle und der
Nichtverbreitung;

"' Von der Versammlung am 2. Juni 2009 (1. Sitzung) verabschiedeter Text.
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(xiii) es flir sinnvoll haltend, dass mit Russland ein Dialog liber Prasident Medwedews Vorschlag fiir
eine Verbesserung der bestehenden Sicherheitsarchitektur in Europa auf der Grundlage des Prinzips
der gleichen Sicherheit fiir alle eingerichtet werden soll; und in der Uberzeugung, dass ein solcher
Dialog der EU und den USA die Gelegenheit fiir eine Verbesserung ihrer Beziehungen zu Russland
bietet; jedoch in der Erkenntnis, dass Russlands Einmarsch in Georgien, seine anschlieBende Aner-
kennung der abtriinnigen Regionen, sein militdrischer Aufmarsch dort und die fortgesetzte Nichtein-
haltung internationaler Zusagen nach dem Konflikt die vom Prisidenten festgelegten Grundsitze ver-
letzen;

(xiv) in der Uberzeugung, dass Moskau fiir die Uberpriifung seiner Beziehungen mit seinen Nach-
barn verantwortlich ist, dic von einem Mangel an Vertrauen, Verdacht und Spannungen und durch
Russlands intensive und nicht immer konstruktive Beteiligung an den ,,eingefrorenen® Konflikten und
durch die Art geprigt sind, wie es seine Energiepolitik insbesondere im Hinblick auf die Ukraine und
die Republik Moldau verfolgt;

(xv)  in Wirdigung des Bewusstseins des neuen Présidenten iiber die entscheidende Bedeutung des
Israel-Paldstina-Konflikts sowohl fiir den Frieden und die Stabilitdit in der groBeren Region als auch
fiir das Ansehen der Vereinigten Staaten in der moslemischen Welt;

(xvi) besorgt iiber die groBBen Schwierigkeiten bei der Wiedererdffnung des Prozesses zur Erlangung
eines dauerhaften Friedens und der Stabilitdt im Nahen Osten, jedoch hocherfreut {iber die zunehmend
positive Beteiligung der Arabischen Staaten und Institutionen;

(xvii) besorgt liber die fehlenden Fortschritte bei den Versohnungsgesprichen zwischen Fatah und
Hamas unter dgyptischer Vermittlung, die auf die Herstellung einer paldstinensischen Einheitsregie-
rung abzielen, die fiir einen erfolgreichen Wiederaufbau von Gaza sowie fiir Friedensverhandlungen
mit Israel notwendig ist;

(xviii) in der Ermutigung der neuen US-Regierung in ihren Bemiithungen, eine neue und ausgewoge-
nere Rolle bei der Erleichterung der Friedensverhandlungen zwischen allen betroffenen Parteien und
der Sicherung der gegenseitig vereinbarten Ergebnisse einzunchmen,;

(xix) mit Genugtuung iiber den Beschluss der amerikanischen Regierung, direkt an den internationa-
len Gespriachen iiber die atomaren Aktivititen des Iran im E-3-plus-3-Rahmen teilzunehmen, sowie
iiber eine groBere Bereitschaft, mit dem Iran in Dialog zu treten, jedoch enttiuscht iiber die zdgerliche
Reaktion des Iran und seine lauwarme Haltung zu diesen Initiativen, sowie besorgt iiber die Weiter-
entwicklung der ballistischen Flugkorperfahigkeit des Iran;

(xx)  in Wiirdigung von Prasident Obamas Ankiindigung der SchlieBung der Haftanstalt in Guanta-
namo Bay und des Verbots rechtswidriger Verhdrmethoden;

(xxi) unter Hinweis auf die Aufforderung der neuen Regierung an Europa, sie dabei zu unterstiitzen,
den Guantanamo-Hiéftlingen eine neue Zukunft zu bieten;

(xxii) unter Hinweis auf die Notwendigkeit, den EU-US-Dialog iiber die zivilen Freiheiten und recht-
lichen Gesichtspunkte zu erneuern und strittige MaBBnahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus zu eror-
tern;

(xxiii) eingedenk der Notwendigkeit, zwischen den USA und seinen Verbiindeten gemeinsame Re-
geln zu entwickeln, die beim Eingreifen im Krisenmanagement und bei Strafverfolgungsoperationen
angewendet werden und Elemente der Kriegsfithrung und der politischen Entscheidung miteinander
verbinden;

EMPFIEHLT DEM RAT DER WESTEUROPAISCHEN UNION UND DEM RAT DER
EUROPAISCHEN UNION

1.  die Erarbeitung einer gemeinsamen europdischen politischen Antwort auf die ersten Reaktionen
des Prisidenten der Vereinigten Staaten, die auf mehr Einheit, eine Bereitschaft, mehr Verantwortung
zu tibernehmen, und die Entschlossenheit, entschiedener zu handeln, gestiitzt ist;
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2. die Vereinigten Staaten zu ersuchen, den Wert einer solchen kohérenten koordinierten und ge-
meinsamen Antwort anzuerkennen, insbesondere im Bereich der AuBlen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik, und zu bestétigen, dass ein gemeinsames Interesse an einer direkten Beziehung zwischen
der EU und den USA besteht, indem die Bereitschaft erklart wird, ein neues Gleichgewicht zwischen
den bilateralen Verbindungen zu einzelnen europdischen Verbiindeten und den Beziehungen zu der
EU als einer regionalen Einheit herzustellen;

3. das Schmieden einer gemeinsamen EU-US-Strategie fiir gemeinsame Aktionen innerhalb beste-
hender und sich entwickelnder Foren fiir eine globale Regierungsfiihrung wie beispielsweise die G-20;

4.  die Vorbereitung eines Dialog mit offenem Ausgang, in die alle euroatlantischen Léinder die
dazu bereit sind, einbezogen werden, iiber Wege und Mittel zur Verbesserung der bestehenden europi-
ischen Sicherheitsarchitektur und neue Maflnahmen fiir den Aufbau gegenseitigen Vertrauens und von
Transparenz und unter Beibehaltung der transatlantischen Verbindungen;

5. die deutliche Steigerung von Europas Beteiligung bei den zivilen Maflnahmen in Afghanistan
und die Beibehaltung einer erhohten militdrischen Priasenz auch nach den Prisidentschaftswahlen und
zwar solange es erforderlich ist;

6.  die Neugestaltung der Bezichungen zwischen der Europdischen Union und Pakistan mit dem
Ziel der Stirkung der Handelsverbindungen, einer Reform der zivilen und Sicherheitsinstitutionen des
Landes und einer Verbesserung seiner Fahigkeiten bei der Bekdmpfung des Terrorismus und der Si-
cherung seiner atomaren Einrichtungen;

7. die Uberpriifung von Europas Strategie im Nahen Osten, so dass es die bestehenden Anstren-
gungen zur Erlangung eines Waffenstillstands zwischen dem Gaza-Streifen und Israel als Teil eines
schrittweisen Prozesses auf dem Weg zu einem andauernden Frieden, an dem alle wichtigen Akteure
beteiligt sind, uneingeschriankt unterstiitzen kann;

8.  das Streben nach einer Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevdlkerung im Gaza-
Streifen, der Entwicklung der Wirtschafts- und Handelsinfrastruktur der Westbank und die Auseinan-
dersetzung mit der demografische Entwicklung;

9.  die aktive Weiterfithrung ihrer Kontakte zur iranischen Regierung, um die E3-plus-3-Vorschlidge
iiber eine Zusammenarbeit auf zivilem atomarem Gebiet zu fordern, jedoch keinen Zweifel an der
Fahigkeit zu lassen, ggf. verstirkte Sanktionen aufzuerlegen;

10. die Bekundung der Bereitschaft, eine umfassendere Beziehung zum Iran auf der Grundlage ge-
genseitiger Achtung, gemeinsamer Interessen und der strategischen Bedeutung des Iran in der Region
anzustreben;

11. die Einleitung eines Dialogs mit den Vereinigten Staaten iiber die zivilen Freiheiten und die
rechtlichen Gesichtspunkte im Hinblick auf die Entwicklungen neuer Standards fiir die Behandlung
von Ménnern und Frauen, die im Laufe der Krisenmanagementoperationen einschlielich der Operati-
onen zur Bekdmpfung des Terrorismus und der Seerduberei festgenommen werden;

12.  die Beschleunigung des Prozesses der Formulierung einer gemeinsamen und positiven europii-
schen Antwort auf die Forderung der Vereinigten Staaten, Europa moge ehemalige Gefangene aus
Guantanamo Bay aufnehmen;

13.  die Priifung weiterer Moglichkeiten fiir die EU-US-auflenpolitische Zusammenarbeit einschlief3-
lich der Fortschritte zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele, der Verbesserung der Féhig-
keiten der Afrikanischen Union im Krisenmanagement und der Stirkung einer verantwortungsvollen
Regierungsfiihrung, der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung und des regionalen Zusammenhalts
in den westlichen Balkanstaaten.
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Empfehlung 836’

betr. Der Krieg in Afghanistan: welche Strategie fiir Europa?
Die Versammlung,

(xxiv) unter Hinweis auf ihre Empfehlungen 780, 802 und 822 zur Lage in Afghanistan;

(xxv)  unter Hinweis darauf, dass acht Jahre nach dem Sturz des Taliban-Regimes in Afghanistan die
politische, wirtschaftliche und Sicherheitslage des Landes weiterhin {iberaus instabil und unsicher ist;

(xxvi) unter Hinweis darauf, dass Afghanistan ein souverdner und unabhingiger Staat und weder ein
Schutz- noch ein Treuhandgebiet der Vereinten Nationen, der NATO oder der Europdischen Union ist;

(xxvii) in der Erwédgung, dass eine Unterstiitzung zugunsten der Sicherheit, der politischen Stabilisie-
rung und des Wiederaufbaus von der Achtung der und der Riicksicht auf die Verfassung, Gesetze,
Traditionen, Werte und Kultur des afghanischen Volkes und seiner ethnischen und religiésen Bestand-
teile gepragt sein muss;

(xxviii) unter Hinweis darauf, dass es bisher durch afghanische und internationale militdrische An-
strengungen nicht gelungen ist, in Afghanistan wieder fiir eine nachhaltige Sicherheit zu sorgen;

(xxix) in der Erwédgung, dass es diesbeziiglich wichtig ist, der afghanischen Regierung weiterhin ein
hohes Mal} an militdrischer Unterstiitzung zu gewéhren, um die Grofe und die technischen Fahigkei-
ten der afghanischen Sicherheitskrifte zu steigern;

(xxx) in der Erwdgung, dass die internationale Militdrprisenz solange beibehalten werden sollte, bis
die afghanischen Streitkréfte in der Lage sind, eigenstidndige und unabhéngige Maflnahmen in Afgha-
nistan durchzufiihren;

(xxxi) in der Erwdgung, dass sich die ausliandischen Streitkréfte in Afghanistan und insbesondere die
an der ISAF-Operation der NATO teilnehmenden EU-Truppen an ihr Mandat der Bereitstellung von
Hilfe und Unterstiitzung fiir die afghanischen Sicherheitskréfte halten sollten;

(xxxii) in der Erwégung, dass die militdrische Prasenz bei der Erleichterung des wirtschaftlichen und
sozialen Wiederaufbauprozesses in Afghanistan eine Schliisselrolle spielt;

(xxxiii) in der Erwdgung, dass Mafinahmen gegen Terrorismus und Drogenhandel erforderlich sind,
um Sicherheit und Stabilitdt zu schaffen, die wesentliche Voraussetzungen fiir den wirtschaftlichen
und sozialen Wiederaufbau Afghanistans sind;

(xxxiv) in der Erwédgung, dass es nach Auffassung der Regierung und der Menschen in Afghanistan
fiir die EU-Truppen kontraproduktiv wére, eigenstidndig und ohne vorherige Absprache mit den afgha-
nischen nationalen und kommunalen Beho6rden zu handeln;

(xxxv) unter Hinweis auf die Bedeutung der europdischen Bemiihungen auf nationaler und EU-
Ebene, einen Beitrag zur Entwicklung des nationalen Sicherheitssektors, des Justizsystems und der
Polizeikrifte in Afghanistan zu leisten;

(xxxvi) in der Erwagung, dass es — um das europdische Engagement fiir die zivile Entwicklung in
Afghanistan zu zeigen — fiir die von den EU-Staaten geleistete militdrische und Sicherheitshilfe wiin-
schenswert wire, wenn sie von einer Wirtschaftshilfe in demselben oder einem noch gréfleren Ausmal3
begleitet wiirde;

(xxxvii) in der Erwdgung, dass es von entscheidender Bedeutung ist, die von den europdischen Staaten
in Afghanistan getroffenen Mafinahmen mit denen anderer Lander, die dort fiir den Frieden, die Si-
cherheit und die Entwicklung arbeiten, und insbesondere mit der USA zu koordinieren;

2 Von der Versammlung am 3. Juni 2009 (2. Sitzung) verabschiedeter Text.
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(xxxviii) in der Erwédgung, dass es fiir die Nichtregierungsorganisationen (NRO) von grofter Bedeu-
tung ist, dem afghanischen Volk weiterhin wirtschaftliche und soziale Hilfe leisten zu koénnen, und
dass es wiinschenswert wire, wenn NRO-MafBnahmen deutlich getrennt von den militdrischen und
zivilen MaBinahmen der regionalen Aufbauteams der Nato wahrgenommen wiirden;

(xxxix) unter Hinweis auf die Bedeutung der Unterstiitzungsprogramme, die von den europdischen
Institutionen, Staaten und NRO im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung an Ort und
Stelle durchgefiihrt werden;

(x) in der Erwdgung der Notwendigkeit, den Dialog und die Koordinierung unter allen wichtigen
Akteuren, mit den kommunalen und nationalen afghanischen Behdrden und mit anderen afghanischen
Gesprachspartnern der Zivilgesellschaft und insbesondere der 1andlichen Gesellschaft auszubauen, und
dass Europa bestens dazu geeignet ist, eine solche Rolle zu iibernehmen;

(xli)  in der Erwdgung der gegensétzlichen Positionen der Frauen in Afghanistan, die davon abhén-
gig sind, welchen ethnischen und religidsen Gruppen sie und ob sie einer stddtischen oder lédndlichen
Umgebung angehoren;

(xlii)  unter Hinweis darauf, dass die Verbesserung des wirtschaftlichen und sozialen Status der
Frauen in Afghanistan ein notwendiger Schritt fiir die wirtschaftliche und soziale Entwicklung des
Landes ist;

(xliii) in der Erwdgung, dass die Bildung, der Wiederaufbau des Gesundheitssystems und die wirt-
schaftliche Entwicklung der Schliissel sind, damit die Frauen in Afghanistan in der Gesellschaft ihre
Rolle uneingeschrinkt wahrnehmen koénnen;

(xliv) in der Erwédgung, dass diese Frage in einem groferen Zusammenhang und in Gespriachen mit
den nationalen und kommunalen Behérden und unter Beriicksichtigung der Bediirfnisse der gesamten
afghanischen Gesellschaft geklart werden sollte, damit gar nicht erst der Verdacht aufkommt, es werde
von auBlen ein Modell nach westlichem Vorbild {ibergestiilpt;

(xlv)  in der Erwégung, dass die Sicherheitsprobleme in Afghanistan in einem weiteren regionalen
und internationalen Rahmen geldst werden sollten;

(xlvi) in der Erwédgung der Vorreiterrolle, die Pakistan in diesem Zusammenhang dabei einnimmt,
um eine allgemeine Losung fiir die Sicherheitsprobleme Afghanistans zu suchen, und der Notwendig-
keit, mit diesem Land in einen offenen und kooperativen Dialog zu treten;

(xlvii) unter Hinweis auf die Notwendigkeit, dass Afghanistan Riicksicht auf die Interessen des pa-
kistanischen Staats und seine verfassungsméfigen, politischen, religiosen und ethnischen Besonder-
heiten sowie seine berechtigte Sorge iiber die regionale Sicherheit nimmt;

(xlviii) in der Erwéagung, dass der EU als bedeutender Handelsmacht im Hinblick auf Pakistan sowohl
im Wirtschaftssektor als auch auf der Suche nach politischer Stabilitéit eine Schliisselrolle zukommt;

(xlix) mit dem Ausdruck der Unterstiitzung der europdischen Offiziere und Soldaten, die in Afgha-
nistan im Einsatz sind, und von deren Familien;

EMPFIEHLT DEM RAT DER WESTEUROPAISCHEN UNION UND DEM RAT DER
EUROPAISCHEN UNION

1. sicherzustellen, dass sich die Mitgliedstaaten fiir die Koordinierung ihrer militirischen Aktionen
und Anstrengungen zur Unterstiitzung der Reform des Sicherheitssektors und des wirtschaftlichen und
sozialen Wiederaufbaus in Afghanistan einsetzen;

2. das Streben nach Harmonisierung und Verbesserung der Wirksamkeit der Einsatzregeln, die fiir
die nationalen Streitkrédfte der verschiedenen europdischen Linder, die in Afghanistan im Einsatz sind,
gelten;

3. sicherzustellen, dass die in Afghanistan stationierten bewaffneten Einheiten angemessen ausge-
bildet und ausgeriistet sind, um mit den Risiken und den Bedrohungen im Einsatzgebiet in Afghanis-
tan umgehen zu kénnen;
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4. das Streben nach Festlegung einer politischen, wirtschaftlichen und Sicherheitsstrategie fiir Af-
ghanistan innerhalb des Rahmens der Euro-Afghanischen-Partnerschaft;

5. die Uberpriifung der Wirksamkeit der wirtschaftlichen und sozialen Hilfe fiir Afghanistan und
gleichzeitig die Gewihrleistung des bestehenden Engagements, da diese Unterstiitzung angesichts der
deutlichen Auswirkungen der internationalen Krise auf das Land umso wichtiger ist;

6. den Vorschlag einer wirtschaftlichen und politischen Partnerschaft mit Pakistan und die Einrich-
tung eines standigen politischen Dialogs mit den Vertretern aller nationalen, kommunalen und stam-
mespolitischen Krifte in Pakistan;

7. die Unterrichtung der Versammlung iiber die militérische, sicherheitspolitische, politische, wirt-
schaftliche und soziale Lage in Afghanistan und iiber die von den europdischen Staaten im Rahmen
der ISAF und der Europidischen Union in der Region getroffenen Mafinahmen.
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EMPFEHLUNG 837°

betr. Européischen gepanzerten Fahrzeugen: laufende Programme

Die Versammlung:

(1)  in Anbetracht der Bedeutung des europdischen Marktes fiir gepanzerte Fahrzeuge fiir die Leis-
tungsfahigkeit der européischen Industrie, fiir die laufenden und die kiinftigen Auftrage sowie als De-
monstration ihrer technologischen Anpassungs- und Innovationsfahigkeit;

(i)  unter Betonung der entscheidenden operativen Rolle von Rad- und Kettenpanzern in europa-
ischen militdrischen Operationen, insbesondere in Afghanistan sowie bei UN-, NATO- und EU-
Stabilisierungs- und Friedensmissionen;

(iii) in der Erwigung, dass europdische Heerestechnik im Hinblick auf Leistung, technische und
technologische Losungen und den Schutz der beforderten Besatzung zur Weltspitze zihlt;

(iv) in der Erwigung, dass europdische Panzerfahrzeuge aller Kategorien amerikanischen Fahrzeu-
gen gleichwertig oder iiberlegen sind, was der Entwicklung transatlantischer Synergien in diesem Be-
reich forderlich sein konnte;

(v)  indieser Hinsicht eingedenk dessen, dass die Staaten Europas anstreben sollten, sich einen US-
Markt fiir Verteidigungsgiiter zu erschliefen, der fiir die von europdischen Riistungsunternehmen an-
gebotenen Produkte und Losungen offener ist;

(vi) angesichts der derzeitigen Lage des Marktes, der Industrie und der Programme in der Erwa-
gung, dass gemeinsame Programme fiir gepanzerte Fahrzeuge eigentlich nicht moglich sind;

(vii) in Anbetracht dessen, dass die Riistungsunternehmen in diesem Bereich entweder bei gemein-
samen Projekten untereinander kooperieren oder bei Plattformen, Systemen und Subsystemen in sich
erginzender Weise arbeiten und dabei auf den nationalen und internationalen Mérkten wettbewerbs-
orientiert bleiben;

(viii) in der Erwédgung, dass die zwischenstaatliche Zusammenarbeit im Bereich der gepanzerten
Fahrzeuge erfordert, dass operative Anforderungen zwischen den betreffenden européischen Staaten
abgestimmt und gemeinsame Grundnormen festgelegt werden;

(ix) in Anbetracht dessen, dass diese beiden Aufgaben vorrangig von der Europdischen Verteidi-
gungsagentur nach Absprache und in Zusammenarbeit mit den an der Agentur teilnehmenden EU-
Mitgliedstaaten zu bewiltigen sind;

(x)  inder Erwigung, dass die europdischen Staaten in der derzeitigen Wirtschaftskrise eine beson-
dere Verantwortung haben, dafiir Sorge zu tragen, dass die europdischen Heerestechnik-Unternehmen
auch weiterhin von einer stabilen Auftragslage sowie von Finanzkrediten und Biirgschaften profitieren
konnen, die sie in die Lage versetzen, die Folgen der internationalen Kreditknappheit zu bewiéltigen;

(xi) unter Betonung der Tatsache, dass es auf europdischer Ebene bereits ein gewisses Maf3 an Kon-
solidierung in der Panzerfahrzeugindustrie gibt und dass die eine weitere Konsolidierung anstrebenden
Staaten fiir die Erhaltung der personellen, technischen und technologischen Ressourcen in einem Ma-
e Sorge tragen sollten, das ausreicht, um die technologische und industrielle Basis des europdischen
Verteidigungssektors zu erhalten;

* Von der Versammlung am 3. Juni 2009 (2. Sitzung) verabschiedeter Text.
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(xii) in dieser Hinsicht eingedenk der gro3en Bedeutung von Investitionen in die Bildung und Aus-
bildung von Ingenieuren und Technikern sowie in technologische Innovationen im Zivil- wie im Ver-
teidigungssektor, um den hohen europdischen Standard im Bereich von gepanzerten Fahrzeugen und
anderer Heerestechnik angesichts heutiger und kiinftiger Konkurrenz aus den Vereinigten Staaten,
Russland und anderen Lindern zu wahren;

(xiii) in der Erwédgung, dass die européischen Staaten in Erfiillung ihrer nationalen rechtlichen und
der europdischen und internationalen Verpflichtungen hinsichtlich des Exports und der Weitergabe
von Waffen darauf achten miissen, dass européische Unternechmen gegeniiber ihren Konkurrenten, die
nicht denselben Beschrankungen unterliegen, nicht schlechter gestellt werden;

(xiv) in Anbetracht dessen, dass die beiden Richtlinien der Europdischen Kommission iiber die Be-
schaffung von Verteidigungsgiitern und zur Weitergabe von Technologien einem transparenteren und
flexibleren europdischen Markt férderlich sind;

(xv) in der Erwédgung, dass es notwendig ist, auch spezifische Maflnahmen fiir kleinere und mittlere
Unternehmen (KMU) in diesem Bereich ins Auge zu fassen, um ihre besonderen Merkmale und ihre
Abhingigkeit von grolen Unternehmen im Bereich der Heeres-, Marine- und Luftwaffentechnik bes-
ser zu beriicksichtigen;

(xvi) in der Erwégung, dass es parallel zu den Initiativen der Européischen Verteidigungsagentur vor
allem an den an ihr teilnehmenden Mitgliedstaaten ist, pragmatische Losungen flir Ausgleichsmali-
nahmen in Verbindung mit Auftrigen fiir den Verkauf von Verteidigungsgiitern in Europa zu verein-
baren —

empfiehlt, DASS DER RAT DER WESTEUROPAISCHEN UNION UND DER RAT DER
EUROPAISCHEN UNION Folgendes unternehmen:

1. sie tragen dafiir Sorge, dass europdische Heeresausriister und Hersteller von gepanzerten Fahr-
zeugen weiterhin Nutzen aus einer stabilen, langfristig sicheren Auftragslage ziehen;

2. sie streben die ErschlieBung eines US-Marktes fiir Verteidigungsgiiter an, der auf der Grundlage
der Gegenseitigkeit fiir europdische Giiter offen ist;

3. sie fordern durch geeignete steuerliche Anreize Investitionen in die Industrien der Heeres-, Mari-
ne- und Luftwaffentechnik;

4. sie tragen dafiir Sorge, dass europdische Unternehmen aufgrund nationaler und europdischer Re-
gelungen zum Export und zur Weitergabe von Verteidigungsgiitern gegeniiber ihren nicht-
europdischen Konkurrenten auf dem internationalen Markt nicht schlechter gestellt werden;

5. sie ergreifen klare und pragmatische Schritte zur Vereinheitlichung der operativen Anforderungen
und Grundnormen fiir Verteidigungsgiiter, wobei sic messbare Vorgaben und einen genauen Zeitrah-
men definieren;

6. sie wirken bei den Mitgliedstaaten darauf hin, fiir den europdischen Markt ein gemeinsames eu-
ropdisches Konzept fiir Ausgleichsgeschifte zu erarbeiten;

7. sie tragen dafiir Sorge, dass der Verteidigungssektor infolge der internationalen Wirtschaftskrise
keine nachhaltigen negativen Folgen zu tragen hat, und streben an, die Qualifikationen in diesem Sek-
tor zu erhalten;
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8. sie ergreifen Mafinahmen, um zu gewahrleisten, dass Europa weiterhin Ingenieure und Fachleute
in ausreichender Zahl hervorbringt, um die technologische und industrielle Basis fiir europdische Ver-
teidigungsgiiter zu erhalten;

9. sie steigern auf nationaler und européischer Ebene die Investitionen in Forschung, Entwicklung
und technologische Innovation im zivilen und im Verteidigungssektor, um den Wettbewerbsvorsprung
Europas auf dem internationalen Markt zu erhalten;

10. sie informieren die Versammlung fortlaufend {iber nationale, européische und transatlantische
Kooperationsprogramme zur Entwicklung und Beschaffung von Verteidigungsgiitern.
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Entschliessung 136*

betr. Die Aus- und Weiterbildung fiir die ESVP: die militirische Erasmus-Initiative
Die Parlamentarische Versammlung,

()  unter Hinweis auf die am 3. Juni 2003 angenommene Empfehlung 724 iiber den Ausbau einer
Sicherheits- und Verteidigungskultur in der ESVP;

(/i) in der Erkenntnis der Notwendigkeit, die Ausbildung des Militirpersonals der europdischen
Staaten auf gemeinsame Werte und konvergente Ideen im Hinblick auf die erforderlichen Mittel und
die Ziele einer gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungskultur zu stiitzen;

(lii) erfreut dariiber, dass es im zweiten Halbjahr 2008 der franzosischen EU- und WEU-
Prisidentschaft gelang, ein Austauschprogramm in Anlehnung an das europdische Erasmusprogamm
fiir junge Offiziere in einem frithen Stadium ihrer Ausbildung auf den Weg zu bringen,;

(liii) in der Erkenntnis, dass zur Forstsetzung dieses Programms, an dem sich die européischen Staa-
ten auf einer freiwilligen Grundlage beteiligen, eine politische und wirtschaftliche Unterstiitzung aller
Unterzeichner erforderlich ist;

(liv) in der Uberzeugung, dass die ESVP-Einheiten insbesondere auf den menschlichen Faktor ange-
wiesen sind, der logischerweise Vorrang vor Investitionen in die Ausriistung haben sollte;

(lv) in der Besorgnis iiber die kontinuierliche Verringerung der Grofle des europdischen Verteidi-
gungshaushalts, der von der Finanzkrise besonders betroffen ist;

FORDERT DIE IN DER PARLAMENTARISCHEN VERSAMMLUNG VERTRETENEN
NATIONALEN PARLAMENTE AUF

8. eingehendes Interesse fiir die Regierungsmafinahmen fiir Ausbildungsmdglichkeiten fiir junge
Offiziere zu zeigen, den parlamentarischen Prozess voll auszuschopfen, um die Angelegenheit zu prii-
fen und sicherzustellen, dass Fortschritte erzielt werden;

9. die Aufmerksamkeit bei der Uberpriifung des Haushalts auf die Bedeutung von Ausbildungs-
moglichkeiten auf europidischer Ebene, die an eine ESVP-Entwicklung angeglichen und der Pflege
einer authentischen gemeinsamen Kultur forderlich sind, und auf die Notwendigkeit der Finanzierung
einer solchen Ausbildung zu richten;

10.  sicherzustellen, dass die Wihlerschaft angemessen iiber die Ausbildungsmoéglichkeiten und
Abschliisse in Europa informiert ist, die dieses Austauschprogramm jungen Menschen bieten wird,
wobei die Vorteile eines modernen Ausbildungsprogramms, das Ausbildungsabschliisse vermittelt, fiir
die auf dem Arbeitsmarkt eine Nachfrage besteht, betont werden sollten;

11.  den kommunalen Behdrden vorzuschlagen, dass sie sich an diesen Investitionen in die Wirt-
schafts- und Personalressourcen beteiligen, und dabei die Vorteile zu betonen, die ihnen aus der Betei-
ligung an einem Programm erwachsen, das durchaus zur Einrichtung von regionalen Exzellenzzentren
fithren kann.

* Von der Versammlung am 3. Juni 2009 (3. Sitzung) verabschiedet.
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Empfehlung 838’
betr. Die ESVP und die Zukunft der westlichen Balkanstaaten

Die Parlamentarische Versammlung,

(lvi)  in Bekréftigung ihres Engagements fiir Frieden und Stabilitit in der Region;

(lvii)  in der Erkenntnis, dass die westlichen Balkanstaaten eine bewegende Geschichte hinter sich
haben, die bis heute in der Haltung der Vélker und Regierungen in der Region tiefe Spuren hinterlas-
sen hat;

(Iviii) unter ausdriicklichem Hinweis auf die unschétzbare Rolle, die die ESVP seit 2003 in der Re-
gion insbesondere im Hinblick auf die Erlangung von Sicherheit und Stabilitét gespielt hat;

(lix)  in der tiefen Besorgnis iiber die Verschlechterung der politischen Lage in Bosnien und Herze-
gowina, den Umstand, dass die beiden Teilstaaten immer noch nicht in der Lage sind, eine Einigung
iiber einige fiir das Uberleben des Landes wichtige Kernthemen zu erzielen und im Hinblick auf die
Gefahr der Abspaltung, die von den politischen Fiihrern der Republika Srpska ausgeht;

(Ix) erfreut tiber den Fortschritt, der zwar langsam vonstatten geht, aber durch die Umsetzung der
von dem Rat fiir die Umsetzung des Friedensprozesses (Peace Implementation Council - PIC) in Bos-
nien und Herzegowina vorgeschlagenen Reformen erfolgt, jedoch in der Besorgnis, dass es bei wichti-
gen Reformen wie denen im Polizeisektor immer noch keine Bewegung gibt;

(Ixi)  unter Hinweis darauf, dass weiterhin die dringende Notwendigkeit besteht, Bosnien und Her-
zegowinas Verfassung zu liberpriifen, um tragfahige staatliche Strukturen zu schaffen und das Land
auf einen eindeutigen Kurs in Richtung europiischer und euro-atlantischer Integration zu setzen;

(Ixii)  in der Besorgnis, dass Forderungen an Serbien gestellt werden, die es vielleicht nicht erfiillen
kann, und in der Uberzeugung, dass - um den serbischen Priisidenten und das Parlament zu pro-
europdischen Politiken zu ermutigen — die EU die Visaregelung fiir Serbien verbessern und dem Land
bei dem Umgang mit den Kosovofliichtlingen auf seinem Hoheitsgebiet beistehen sollte;

(Ixiii) in Wiirdigung von Serbiens Zusammenarbeit mit dem EStGHJ und der Festnahme von Rado-
van Karadzic im Juli 2008, dem Kriegsverbrechen zur Last gelegt werden; mit Unterstiitzung fiir die
Aktivierung des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens (SAA) zwischen Serbien und der EU
und auch von dem Wunsch geleitet, dass die bestehende Zusammenarbeit zwischen Serbien und EU-
Mitgliedstaaten zur Festnahme zweier weiterer Kriegverbrecher, Ratko Mladic und Goran Hadzic,
fiihren wird;

(Ixiv) erfreut Uiber die Tatsache, dass EULEX Kosovo, der bisher grofite zivile ESVP-Einsatz der
Europiischen Union, seine volle operative Stirke erreicht hat, und in der Besorgnis, dass die Behdrden
in Serbien und im Kosovo die RechtmaBigkeit und Wirksamkeit von EULEX infrage stellen, aber in
der Genugtuung dariiber, dass Serbien seine Einwénde durch legale und durch demokratische Mittel
vorbringt;

(Ixv)  in Wiirdigung des Berichts des VN-Generalsekretirs iiber die Mission der Vereinten Nationen
im Kosovo vom November 2008, durch den die Billigung der Operation EULEX Kosovo unter der
allgemeinen Fithrung und innerhalb des statusneutralen Rahmens der Vereinten Nationen durch den
VN-Sicherheitsrat sichergestellt werden konnte;

(Ixvi) in der Erkenntnis, dass einige Lander einschlieBlich einiger EU-Mitgliedstaaten den Kosovo
immer noch nicht als unabhéngigen Staat anerkannt haben und dass auf EU-Ebene ein gemeinsamer
Standpunkt betreffend die Anerkennung des Kosovo nicht unmittelbar absehbar ist;

(Ixvii) mit Hinweis auf Serbiens Ersuchen, seinen Fall dem Internationalen Gerichtshof der Vereinten
Nationen vorzulegen, um die RechtmifBigkeit der Umstdnde, unter denen der Kosovo seine Unabhin-
gigkeit erklérte, iberpriifen zu lassen;

* Von der Versammlung am 3. Juni 2009 (3. Sitzung) verabschiedeter Text.
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(Ixviii) in Wiirdigung von Albaniens und Kroatiens Mitgliedschaft in der NATO;

(Ixix) mit Besorgnis dariiber, dass die zwischen Griechenland und der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien unter Leitung der VN gefiihrten Gespréche tiber den Namen der letzteren nicht
zu einer fiir beide Seiten akzeptablen Losung gefiihrt haben und somit die Integration des Landes in
die euroatlantischen Strukturen verhindern;

(Ixx)  in der Besorgnis iiber den Grenzkonflikt zwischen Slowenien und Kroatien, der Kroatiens
Fortschritt in Richtung auf eine EU-Mitgliedschaft behindert;

(Ixxi) in der tiefen Besorgnis iiber die negativen Auswirkungen der weltweiten Finanzkrise auf die
weitere Region der westlichen Balkanstaaten und insbesondere die Auswirkungen auf die wirtschaftli-
che, politische und soziale Lage in allen betroffenen Landern;

(Ixxii) in der Besorgnis, dass die Staaten des westlichen Balkans bisher nicht in der Lage waren, die
in der Region nach wie vor allgegenwirtige starke und weiter zunehmende Korruption zu verringern;

(Ixxiii) unter Hinweis auf die zunehmende Zuriickhaltung auf Seiten einiger EU-Mitgliedstaaten, eine
weitere Erweiterung der EU zuzulassen, was zu einer Neufestlegung der EU-Integrationspolitik fiir die
Balkanstaaten fithren wird, in deren Mittelpunkt bisher der EU-Beitritt der Lander in dieser Region
stand;

(Ixxiv) in der Uberzeugung, dass die Region von der EU nicht vernachlissigt werden darf, da durch
ihre Balkanintegrationspolitik wichtige politische, wirtschaftliche und kulturelle Verbindungen ge-
kniipft wurden, die seit betrichtlicher Zeit bestehen;

EMPFIEHLT DEM RAT DER WESTEUROPAISCHEN UNION UND DEM RAT DER
EUROPAISCHEN UNION

12. die Fortsetzung der wertvollen Arbeit, die von der OHR/EUSR und durch den Einsatz der
EUFOR Althea in Bosnien und Herzegowina geleistet wird, solange bis die politischen Fiihrer des
Landes die vom Rat zur Umsetzung des Friedensprozesses ( PIC) vorgeschlagenen Ziele iibernommen
und die Bedingungen erfiillt haben und bis die politische Lage im Lande als stabil genug fiir die not-
wendige Verfassungsinderung erachtet wird, der spiter der Ubergang der OHR in eine EUSR und die
Neuaufstellung der EUFOR Althea folgt;

13. die Intensivierung ihrer Arbeit zur Kniipfung engerer Verbindungen zwischen der Republika
Srpska, der Foderation von Bosnien und Herzegowina und der Zentralregierung, damit das Land eine
groBere Stabilitit und Sicherheit erlangt und die Angst vor und der Druck nach einer Abspaltung der
Republika Srpska abnimmt;

14. die dringende Aufforderung an die Behorden in Serbien und in Bosnien und Herzegowina, ihre
konstruktive Zusammenarbeit mit dem IStGHJ fortzusetzen und die {ibrigen als Kriegsverbrecher Be-
schuldigten festzunehmen;

15. die Abschaffung der Bedingung, die derzeit Serbiens SAA mit der EU behindert, so dass die eu-
ropdischen Bestrebungen des Landes und seines Volkes nicht von der Festnahme eines Mannes ab-
héngig werden ;

16. die dringende Aufforderung an die Behorden in Serbien und dem Kosovo, die ungehinderte Aus-
iibung des Mandats von EULEX Kosovo zu erlauben;

17. den Aufruf an EULEX Kosovo, Neutralitit im Hinblick auf den Status des Kosovo zu wahren
und gemif EntschlieBung 1244 und dem Sechs-Punkte-Plan der Generalversammlung der Vereinten
Nationen zu handeln;

18. die Fortsetzung in einer Zeit der finanziellen Schwierigkeiten der Integrationspolitik fiir die west-
lichen Balkanstaaten, die bisher die Forderung der Sicherheit und Stabilitdt vor den Toren Europas
zum Inhalt hatte;
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19. die Fortsetzung der ESVP-Anwesenheit fiir in einigen Gebieten der Region unbestimmten Zeit-
raum und dabei eine zunehmend {iberwachende, anleitende und beratende Rolle einzunehmen;

20. die Ermutigung Griechenlands und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, sich
auf eine fiir beide Seiten annehmbare Ldsung fiir den lange wéihrenden Namenskonflikt im Rahmen
des von den VN geleiteten Prozesses zu einigen und die Beitrittsverhandlungen der letzteren voranzu-
bringen;

21. die Ermutigung Sloweniens und Kroatiens, sich auf der Grundlage der jiingsten Empfehlungen
des fiir die Erweiterung zustdndigen Kommissars auf eine fiir beide Seiten annehmbare Losung fiir
ihren Grenzkonflikt zu einigen, um eine Wiederaufhahme der EU-Beitrittsverhandlungen mit Kroatien
zu ermdglichen.



Drucksache 16/14151 —26— Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

EMPFEHLUNG 839°

betr. Die Militdroperationen der Europdischen Union — Antwort auf den Jahresbericht des Rates
Die Versammlung,

(i)  die Bemiihungen der Europdischen Union im Rahmen ihrer Europdischen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik (ESVP) in vollem Umfang unterstiitzend,

(i)  in Anerkennung des Umfangs der Missionen, die im Rahmen der ESVP zur Beruhigung von
Konflikten an verschiedenen Punkten auf der ganzen Welt durchgefiihrt werden;

(iii)  die internationalen und regionalen Organisationen bei ihren Bemithungen um die Schaffung von
Stabilitdt und Sicherheit, z. B. in Bosnien und Herzegowina oder in Darfur und den angrenzenden
Regionen, in vollem Umfang unterstiitzend;

(iv) den wichtigen Beitrag der internationalen Gemeinschaft zum Schutz von Zivilisten in Konflikt-
gebieten und zur Herbeifithrung dauerhafter Losungen fiir humanitire Krisen hervorhebend;

(v)  dariiber hinaus die entscheidende Bedeutung der Herstellung der Rechtstaatlichkeit in diesen
Gebieten hervorhebend;

(vi) in Anerkennung der Bedeutung der Rolle der internationalen Gemeinschaft bei der Férderung
der Rechtstaatlichkeit und Schaffung eines funktionierenden, stabilen und effektiven Rechtssystems
und einer justiziellen Infrastruktur in Konfliktgebieten;

(vii) ihre Unterstiitzung fiir den von den verschiedenen Konfliktparteien in der Republik Tschad und
in der Region Darfur in Gang gesetzten Friedensprozess zum Ausdruck bringend;

(viii) in der Erwédgung, dass Europa nach Maligabe der entsprechenden EntschlieBungen des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen fiir die Beruhigung von Konflikten in Afrika, die Erhaltung des
Friedens und den Schutz der Zivilbevolkerung mitverantwortlich ist;

(ix) in Kenntnis der Schwierigkeiten wihrend der Phase der Truppenaufstellung im Hinblick auf die
Frage, ob eine ausreichende Zahl von Landern gefunden wird, die Truppen und Ausriistung zur Verfii-
gung stellen;

(x)  darliber hinaus zur Kenntnis nehmend, dass bestimmte Nicht-EU-Mitgliedstaaten aus finan-
ziellen Griinden Schwierigkeiten hatten, sich an der EUFOR-Mission zu beteiligen;

(xi) dartiber hinaus zur Kenntnis nehmend, dass manche Truppen aufgrund dieser finanziellen
Schwierigkeiten ohne geeignete Ausriistung in feindliche Regionen entsandt wurden;

(xii) in Anerkennung der Tatsache, dass aufgrund des Beitrags der Nicht-EU-Mitgliedstaaten die
notwendigen Vorkehrungen fiir die erfolgreiche Durchfiihrung der militdrischen Uberbriickungsopera-
tion der EU in der Republik Tschad und der Zentralafrikanischen Republik (EUFOR TCHAD/RCA)
getroffen werden konnten;

(xiii) in der Erwdgung, dass der ATHENA-Mechanismus im Hinblick auf die Finanzierung nicht
mehr ausreicht, insbesondere bei Missionen, die die Entsendung mehrerer Tausend Soldaten fiir einen
unbestimmten Zeitraum beinhalten;

(xiv) zur Kenntnis nehmend, dass der ATHENA-Mechanismus nur die allgemeinen Kosten der
EUFOR-Mission in Hoéhe von unter 120 Millionen Euro und somit nur einen Bruchteil der auf iiber
eine halbe Milliarde Euro veranschlagten Gesamtkosten der Mission tragt;

(xv) in der Erwédgung, dass die Européische Union bei ihren Beratungen iiber den Aufbau einer stra-
tegischen Partnerschaft mit Afrika mittel- und langfristige Vorstellungen entwickeln muss, die mit
dem gleichzeitigen Einsatz ihrer wirtschaftlichen und rechtlichen sowie ihrer zivilen und militdrischen
Krisenmanagementinstrumente vereinbar sind;

¢ Von der Versammlung am 4. Juni 2009 (4. Sitzung) verabschiedeter Text.
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(xvi) in der Erwdgung, dass vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit EUFOR RD CONGO und
EUFOR TCHAD/RCA eine Uberpriifung der Grundsitze, Strukturen und Mechanismen der opera-
tiven Planung, Aufstellung von Streitkréften und der Durchfiihrung und Finanzierung von zivilen und
militdrischen Krisenmanagementoperationen vor allem im Hinblick auf Operationen in Afrika drin-
gend geboten ist;

(xvii) in der Erwdgung, dass die Regierungen der Mitgliedstaaten sich vor einem Beschluss iiber die
Einleitung einer militdrischen Krisenmanagementoperation im Rahmen der EU oder der NATO enger
mit ihren nationalen Parlamenten abstimmen miissen, um die Ziele der Mission und die Einsatz-
bedingungen (Einsatzregeln) angesichts unterschiedlicher nationaler Interessen und Priorititen besser
festlegen zu konnen,

EMPFIEHLT DEM RAT DER WESTEUROPAISCHEN UNION UND DEM RAT DER
EUROPAISCHEN UNION,

22. die Mallnahmen der Mission der Vereinten Nationen in der Zentralafrikanischen Republik und
in Tschad (MINURCAT II) und der internationalen humanitiren Organisationen in Darfur und den
angrenzenden Regionen aktiv zu unterstiitzen;

23.  sich auf nationaler Ebene sowie auf Ebene der EU und der NATO fiir die Entwicklung und
Stiarkung der Interventions- und Unterstiitzungskapazititen der européischen Streitkrifte einzusetzen,
vor allem in Bezug auf Verlegefahigkeit, Mobilitdt, Logistik, Waffensysteme, Interoperabilitdt und
Multinationalitét und insbesondere im Rahmen der Berlin-Plus-Vereinbarungen;

24. enge Beziehungen zu den Vereinten Nationen zu unterhalten, damit die Européische Union
schnell reagieren kann, sobald eine Vereinbarung iiber die Einleitung einer Friedenserhaltungsmission
getroffen wird;

25. dafiir zu sorgen, dass die EU-Mitgliedstaaten und Nichtmitgliedstaaten, die Truppen zur Verfii-
gung stellen mochten, wahrend der Truppenstellerkonferenzen iiber die fiir eine bestimme Operation
erforderliche Ausriistung in Kenntnis gesetzt werden;

26. dafiir zu sorgen, dass — soweit praktikabel — die nationalen Parlamente nunmehr vor einer Ent-
scheidung zur Einleitung einer militarischen Krisenmanagementoperation befragt und iiber diesbeziig-
liche Fortschritte regelméfig unterrichtet werden;

27.  die Entwicklungen hinsichtlich der Fliichtlingssituation in der Region Darfur zu beobachten und
zum Aufbau einer Versorgungs- und Kommunikationsinfrastruktur beizutragen, die Fliichtlinge zur
Riickkehr in ihre Heimatdorfer bewegen wiirde;

28. das MINURCAT II-Kommando aufzufordern, die Erfahrungen von EUFOR zu nutzen und im
Hinblick auf die Kommunikation mit den Bewohnern der Dorfer und Fliichtlingslager die gleiche
Vorgehensweise zu verfolgen und eine sichtbare und beruhigende Prisenz vor Ort zu gewéhrleisten;

29. Vorschlige fiir die schnelle Reform der ATHENA-Finanzierungsmechanismen fiir militarische
Krisenmanagementoperationen der Europdischen Union zu erarbeiten, um zumindest eine finanzielle
Beteiligung seitens aller an der Entscheidung tiber die Einleitung einer Operation beteiligten Staaten
zu gewahrleisten;

30. vor dem Hintergrund der groBen Schwierigkeiten wiahrend der Phase der Truppenaufstellung die
Grundsitze fiir die Auswahl des Rahmen gebenden Staates und seine Rolle zu iiberpriifen;

31. die notwendigen Mafinahmen zu treffen, um dafiir zu sorgen, dass die Europdische Union wirk-
lich permanente und reaktionsfahige operative Planungs- und Kommandokapazitaten erwirbt;

32. die Versammlung iiber den Status von EU- und NATO-Krisenmanagementoperationen, die eine
Entsendung der nationalen Streitkrifte der WEU-Mitgliedstaaten beinhalten, regelméfig zu unterrich-
ten.
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EMPFEHLUNG 840’

betr. Die Rolle der Europiischen Union bei der Bekimpfung der Seeriduberei
Die Parlamentarische Versammlung,

(xviii) unter Hinweis auf die Zunahme der seerduberischen Handlungen und bewaffneten Raubiiber-
fille im Golf von Aden und vor der Kiiste Somalias im Jahr 2008 und der Gefahr, die davon fiir die an
Somalia im Rahmen des Welterndhrungsprogramms gelieferte Nahrungsmittelhilfe und fiir den inter-
nationalen Handel ausgeht;

(xix)  in der Erkenntnis, dass der somalische Staat zu schwach ist, wirksame MaBnahmen zur Be-
kdmpfung der Seerduberei zu ergreifen;

(xx)  unter Hinweis darauf, dass auf internationaler Ebene ein Rechtsvakuum im Hinblick darauf
besteht, Seerduber gerichtlich zu belangen;

(xxi)  in Wiirdigung des Umstandes, dass die internationale Gemeinschaft als Ganzes sich des Aus-
malBes dieses Problems bewusst geworden ist, sodass in Zusammenarbeit mit Somalia und Kenia ein
rechtlicher Rahmen fiir Mainahmen geschaffen und Maflnahmen im Seeverkehr zur Bekdmpfung der
Seerduberei organisiert werden konnen;

(xxii)  erfreut nicht nur iiber die zahlreichen Marineoperationen, an denen sich neben der Taskforce
150 und 151 auch eine Reihe von Drittlindern wie China, Russland, Japan und Indien beteiligt, son-
dern auch tiiber die Seepatrouillen und Aktivititen zur Bekdmpfung der Seerduberei der NATO in die-
sem Gebiet;

(xxiii) in Wiirdigung des Erfolgs der Marineoperation der Europdischen Union (EUNAVFOR Soma-
lia — Atalanta), die einen wichtigen Beitrag zur Bekdmpfung der Seerduberei geleistet hat:

— durch das Organisieren von Patrouillen und des Begleitschutzes im Golf von Aden;

— durch die Anwesenheit von Vertretern der Schiffseigner im Operationshauptquartier in
Northwood ;

— durch Einrichtung einer Internetseite, auf der Kriegsschiffe einen Informationsaustausch
in Realzeit fiithren konnen;

(xxiv) in dem Bedauern jedoch, dass die Interoperabilitdt zwischen den an den MaBBnahmen zur See
Beteiligten zu wiinschen {ibrig l4sst;

(xxv) in der Erwigung der Notwendigkeit eines umfassenden Ansatzes fiir den Informationsaus-
tausch zwischen all den betroffenen Akteuren;

EMPFIEHLT DEM RAT DER WESTEUROPAISCHEN UNION UND DEM RAT DER
EUROPAISCHEN UNION

33. sicherzustellen, dass alle Seestreitkréifte durch die Einrichtung einer stdndigen Planungskonferenz
aller Streitkrifte, die an Maflnahmen zur Bekdmpfung der Seerduberei in der Region beteiligt sind,
koordiniert werden;

34. die Verbesserung des Kommunikationssystems mit Drittlindern, die an den Einsdtzen teilneh-
men, und die Nutzung einer vom Operationshauptquartier in Northwood eingerichteten Internetseite
fiir den Informationsaustausch in Realzeit;

35. die erhebliche Erh6hung der Anzahl der Sicherheitsteams (onboard protection teams - OPT) an
Bord durchfahrender Schiffe;

36. die Einrichtung einer Abteilung zur chirurgischen Betreuung auf einer der Fregatten der Taskforce;

" Von der Versammlung am 4. Juni 2009 (4. Sitzung) verabschiedeter Text.
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37. die Verstirkung der Luftraumiiberwachung zur See durch die Nutzung anderer Stiitzpunkte und
mit Unterstiitzung anderer Lénder, die sich an der Bekdmpfung der Seerduberei beteiligen;

38. Bereitstellung einer laufenden Unterstiitzung fiir die Durchfithrung des Seeverkehrs;

39. die Einsetzung in Zusammenarbeit mit dem Sekretariat des Rates der EU und der Generaldirekti-
on Justiz, Freiheit und Sicherheit der EU einer Studiengruppe fiir Rechtsfragen, damit die Mitglied-
staaten die Umsetzung von Rechtsvorschriften in Erwdgung ziehen konnen, durch die alle EU-
Mitgliedstaaten eher in die Lage versetzt werden, aufgegriffene Seerduber strafrechtlich zu verfolgen;

40. die Einsetzung eines Teams fiir Rechtsfragen, dass nach Kenia entsandt wird, um bei der straf-
rechtlichen Verfolgung Unterstiitzung zu leisten, und die Wiirdigung des Umstandes, dass die keniani-
sche Regierung in diesem Zusammenhang die Verantwortung tibernimmt;

41. die Unterstiitzung der von der Kommission getroffenen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass
Somalia und die Kiistenstaaten Zugang zu Rechtsprechungsorganen, die fiir die Anklage aufgegriffe-
ner Seerduber zustindig sind, und zu einer Kiistenwache haben;

42. die Beteiligung an der Ausarbeitung eines Fischereiabkommens und der Uberwachung von Soma-
lias ausschlieBlicher Wirtschaftszone, um die illegale Fischerei abzuschaffen;

43. die Beteiligung an dem Aussdhnungsprozess, um in Somalia die Rechtsstaatlichkeit herzustellen;

44. die Aufforderung an jene Linder, die sich an den Einsdtzen zur Bekdmpfung der Seerduberei
beteiligen und nicht iiber die rechtlichen Moglichkeiten verfiigen, mutmaBliche Seerduber strafrecht-
lich zu verfolgen, Auslieferungsabkommen mit den anderen Mitgliedstaaten zu unterzeichnen;

45. die Erklarung ihrer unumstdBlichen Bereitschaft, das Mandat der EUNAVFOR Somalia-Opera-
tion (das urspriinglich vom 13.12.2008 bis 13.12.2009 vorgesehen war) im Einklang mit den einschlé-
gigen Resolutionen des VN-Sicherheitsrats zu verldngern, sollten die Umsténde dies erfordern.
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Empfehlung 841°

betr. Eine raumfahrtbezogene Lageerkennung

Die Versammlung,

(xxvi) in Wiirdigung, dass die Europédische Union in Zusammenarbeit mit der Europdischen Welt-
raumagentur (ESA) einen wichtigen Beitrag zur Bereitstellung raumgestiitzter 6ffentlicher Dienstleis-
tungen und insbesondere des weltweiten Positionssystems Galileo und des GMES (Gobale Umwelt-
und Sicherheitsiiberwachung) leistet;

(xxvii) unter Hinweis darauf, dass ESA ihre Rolle als weltweiter Akteur und zuverldssiger Partner in
der internationalen Zusammenarbeit behauptet hat und dass in Ergdnzung der ESA-Aktivititen zu-
nehmend nationale Programme entworfen werden, um den Interessen Europas insgesamt besser ge-
recht werden zu konnen;

(xxviii) unter Hinweis darauf, dass diese Programme ein greifbarer Beweis fiir die Entschlossenheit
der EU sind, ein wichtiger Akteur im Weltraum zu sein, ihre Autonomie zu behaupten und vor allem
die herausragenden Kenntnisse und das Fachwissen in diesem Sektor zu zeigen;

(xxix) in Wiirdigung des ESA-Ratsbeschlusses vom November 2008 zur Einsetzung eines Vorberei-
tungsprogramms als Teil des Projekts zur raumfahrtbezogenen Lageerkennung (SSA);

(xxx)  unter Hinweis darauf, dass ESA zufolge das Ziel der SSA-Initiative darin besteht, einen Bei-
trag zum Schutz der europdischen Weltraumsysteme und insbesondere jener Systeme zu leisten, die
mit den operativen Diensten verbunden sind, deren Verfiigbarkeit durch das Programm aufgrund der
schnellen Bereitstellung verldsslicher Informationen iiber das Weltraumumfeld, iiber Bedrohungen
und fiir die nachhaltige Nutzung des Weltraums gewéhrleistet sein wird;

(xxxi) unter Hinweis darauf, dass die raumfahrtbezogene Lageerkennung (SSA) als eine umfassende
Kenntnis des Objektbestands im Weltraum, des Weltraumumfelds und der bestehenden Risiken und
Bedrohungen festgelegt ist;

(xxxii) unter Hinweis darauf, dass das SSA-Programm und der Weltraumsektor insgesamt ein grund-
legender Bestandteil der europdischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik sind und dass die Welt-
raumsicherheit fiir die Européische Sicherheit im Allgemeinen von wesentlicher Bedeutung ist;

(xxxiii) unter Hinweis darauf, dass die USA, die mit Abstand fiihrend in diesem Bereich sind, laufend
die Weltraumparameter und -identitdten der meisten Satelliten verbreiten und Europa den Zugang zu
einer Fiille von Informationen gewahren;

(xxxiv) in der Erwdgung, dass trotz der anscheinenden Fiille und Genauigkeit der amerikanischen
Daten Europa seine Souverinitit in diesem strategischen Sektor nicht preisgeben sollte;

(xxxv) unter Hinweis drauf, dass das SSA-Programm Europa in die Lage versetzten wird, die inter-
nationale Zusammenarbeit zu férdern und mit anderen Weltraumakteuren auf Augenhdhe zu verhan-
deln und dabei die friedliche Nutzung des Weltraums durch die unabhingige Uberwachung der Ein-
haltung der jeweiligen Vertrige und Ubereinkiinfte zu unterstiitzen;

(xxxvi) unter Hinweis darauf, dass das SSA-Programm zum Schutz der europdischen Weltraumsys-
teme und zwar insbesondere jener beitragen sollte, die fiir die operativen Dienste wichtig sind, dass es
Verteidigungsanwendungen durch die Nutzung von Systemen mit doppeltem Verwendungszweck
bieten sollte und dass es schliefSlich die allgemeinen Wirtschaftsaussichten fiir die Nutzung des Welt-
raums fordern und somit den Zielen von Lissabon dienen wird;

¥ Von der Versammlung am 4. Juni 2009 (4. Sitzung) verabschiedeter Text.
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(xxxvii) in der Erwédgung, dass die Abhéngigkeit Europas von raumgestiitzten Betriebsmitteln - die
wahrscheinlich kurzfristig noch groBere Bedeutung erlangen werden - besorgniserregend ist, da jede
SchlieBung selbst eines Teils der Weltrauminfrastruktur erhebliche Folgen fiir die Sicherheit der Biir-
ger und die Wirtschaftsaktivitidten haben und auch die Organisation der Notfalldienste erheblich beein-
trachtigen konnte;

(xxxviii) unter Hinweis darauf, dass Europa — sollte es sich schlieBlich zur Einrichtung eines solchen
SSA-Programms entschlieBen — dies im Dialog und in Zusammenarbeit mit seinen Verbiindeten und
Partnern und insbesondere den USA tun sollte;

EMPFIEHLT DEN RATEN DER WESTEUROPAISCHEN UNION UND DER
EUROPAISCHEN UNION SOWIE INSBESONDERE DEN MITGLIEDSTAATEN DER
EUROPAISCHEN WELTRAUMAGENTUR

46. sicherzustellen, dass ein ausfiihrlicher Dialog und eine uneingeschrénkte Zusammenarbeit mit den
USA stattfinden werden, sobald innerhalb des Vorbereitungsprogramms zur raumfahrtbezogenen La-
geerkennung (SSA) ein Konsens iiber die Fiihrung und die Datenpolitik erzielt wurde;

47. eine Priifung der zahlreich vorhandenen Beispiele der Zusammenarbeit — insbesondere zwischen
der EU und der NATO oder zwischen Europa und der US-Luftwaffe —, die als Vorbild fiir die Organi-
sation einer wirksamen und gegenseitig nutzbringenden Zusammenarbeit dienen kdnnten, die im Welt-
raumsektor bisher einmalig wére;

48. zu gewihrleisten, dass eine solche Zusammenarbeit wéahrend des dreijahrigen SSA-
Vorbereitungsprogramms mit dem Ziel eingeleitet wird, am Ende dieses Zeitraums ein konkretes Pro-
jekt vorweisen zu konnen;

49. die Vermeidung einer doppelten Ausstattung und deren Einsatz in den technischen Systemen, die
entsprechend der Vorgehensweise bei den Wettersatelliten, wo beide Seiten vereinbart haben, ergin-
zende Bereiche abzudecken, vollkommen getrennt voneinander sein werden;

50. sicherzustellen, dass das iiberaus wichtige politische Thema der Einigung darauf, welche Daten
verbreitet werden diirfen, noch vor dem Beginn einer Zusammenarbeit geklért wird;

51. zu gewdhrleisten, dass vorhandene nationale und ESA-Kapazititen dem Programm zur Verfii-
gung gestellt werden;

52. die Befolgung der Empfehlungen der franzdsischen Weltraumagentur CNES betreffend die Inhal-
te, tiber die das europédische SSA-Programm idealerweise verfiigen sollte;

53. die Ermutigung zur Zusammenarbeit zwischen Frankreich und Deutschland bei den GRAVES-
und TIRA-Sensoren, die grundlegende Bestandteile des européischen Programms sind.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83-91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 KdlIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44
ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	I. Teilnehmer
	II. Zusammenfassung
	III. Schwerpunkte der Beratungen
	IV. Von der Versammlung verabschiedete Empfehlungen und Entschließungen


